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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EWG) Nr. 687/91 DER KOMMISSION
vom 21 . März 1991

zur Festsetzung der auf Getreide, Mehle , Grobgrieß und Feingrieß von Weizen ,
oder Roggen anwendbaren Einfuhrabschöpfungen

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Akte über den Beitritt Spaniens und
Portugals,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des Rates
vom 29. Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorgani­
sation für Getreide ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 3577/90 (2), insbesondere auf Artikel 1 3
Absatz 5,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1676/85 des Rates
vom 11 . Juni 1985 über den Wert der Rechnungseinheit
und die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik anzu­
wendenden Umrechnungskurse (3), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 2205/90 (4), insbesondere auf
Artikel 3,

nach Stellungnahme des Währungsausschusses,
in Erwägung nachstehender Gründe :
Die bei der Einfuhr von Getreide, Mehlen von Weizen
und Roggen, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen zu
erhebenden Abschöpfungen sind durch die Verordnung
(EWG) Nr. 533/91 der Kommission ^ und die später zu
ihrer Änderung erlassenen Verordnungen festgesetzt
worden.

Um ein normales Funktionieren der Abschöpfungsrege­
lung zu ermöglichen, ist bei der Berechnung der
Abschöpfungen zugrunde zu legen :
— für Währungen, die untereinander zu jedem Zeit­
punkt innerhalb einer maximalen Abweichung in

Höhe von 2,25 v. H. gehalten werden, ein Umrech­
nungssatz, der sich auf den Leitkurs dieser
Währungen stützt, multipliziert mit dem Berichti­
gungskoeffizienten gemäß Artikel 3 Absatz 1 letzter
Unterabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 1676/85,

— für die übrigen Währungen ein Umrechnungskurs,
der sich auf den Durchschnitt der im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften, Reihe C, in einem
bestimmten Zeitraum veröffentlichten Ecu-Umrech­
nungskurse stützt und auf den der im voraufgehenden
Gedankenstrich genannte Koeffizient angewandt wird.

Diese Wechselkurse sind die am 20. März 1991 festge­
stellten Kurse.

Der vorgenannte Berichtigungsfaktor bezieht sich auf alle
Berechnungselemente der Abschöpfung, einschließlich
der Äquivalenzkoeffizienten .
Die Anwendung der in der Verordnung (EWG) Nr.
533/91 enthaltenen Bestimmungen auf die heutigen
Angebotspreise und Notierungen, von denen die
Kommission Kenntnis hat, führt zu einer Änderung der
gegenwärtig gültigen Abschöpfungen, wie im Anhang zu
dieser Verordnung angegeben —
HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die bei der Einfuhr der in Artikel 1 Buchstaben a), b) und
c) der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 genannten Erzeug­
nisse zu erhebenden Abschöpfungen werden im Anhang
festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 22. März 1991 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 21 . März 1991
Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

(>) ABl. Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 1 .
(2) ABl. Nr. L 353 vom 17. 12. 1990, S. 23 .
O ABl . Nr. L 164 vom 24. 6. 1985, S. 1 .
(4) ABl. Nr. L 201 vom 31 . 7. 1990, S. 9 .
¥) ABl. Nr. L 59 vom 6. 3 . 1991 , S. 1 .
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 21 . März 1991 zur Festsetzung der auf Getreide,
Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen oder Roggen anwendbaren

Einfuhrabschöpfungen

(ECU/Tonne)

KN-Code Abschöpfungsbetrag

0709 90 60 131,3400
0712 90 19 131,34 00
1001 10 10 191,61(')0
1001 10 90 191,61 00
1001 90 91 178,23
1001 90 99 178,23
1002 00 00 153,83 0
1003 00 10 148,89
1003 00 90 148,89
1004 00 10 141,94
1004 00 90 141,94
1005 10 90 131,3400
1005 90 00 131,3400
1007 00 90 142,18 (4)
1008 10 00 52,47
1008 20 00 136,18 0
1008 30 00 62,03' O
1008 90 10 0
1008 90 90 62,03
1101 00 00 263,88 0
1102 10 00 229,72 O
1103 11 10 310,51 0
1103 11 90 283,53 O

(') Für Hartweizen mit Ursprung in Marokko, der unmittelbar von diesem Land in die Gemeinschaft befördert wird,
wird die Abschöpfung um 0,60 ECU je Tonne verringert.

(2) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 715/90 werden keine Abschöpfungen unmittelbar bei der Einfuhr von
Erzeugnissen mit Ursprung in den Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean oder in
den überseeischen Ländern und Gebieten in die französischen überseeischen Departements erhoben .

(3) Für Mais mit Ursprung in den AKP-Staaten oder den ÜLG wird die Abschöpfung bei der Einfuhr in die
Gemeinschaft um 1,81 ECU je Tonne verringert.

("*) Für Hirse und Sorghum mit Ursprung in den AKP-Staaten oder den OLG wird die Abschöpfung bei der Einfuhr
in die Gemeinschaft gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 715/90 erhoben.

(*) Für Hartweizen und Kanariensaat, die in der Türkei erzeugt und unmittelbar aus diesem Land in die Gemein­
schaft befördert worden sind, wird die Abschöpfung um 0,60 ECU je Tonne verringert.
f) Die zu erhebende Abschöpfung auf Roggen, der vollständig in der Türkei erzeugt und unmittelbar aus diesem
Land in die Gemeinschaft befördert wurde, wird durch die Verordnungen (EWG) Nr. 1180/77 des Rates (ABl.
Nr. L 142 vom 9. 6. 1977, S. 10) und (EWG) Nr. 2622/71 der Kommission (ABl . Nr. L 271 vom 10. 12. 1971 ,
S. 22) bestimmt.

f) Bei der Einfuhr von Erzeugnissen des KN-Codes 1008 90 10 (Triticale) wird die Abschöpfung von Roggen
erhoben. /)

(8) Die Abschöpfung wird bei der Einfuhr in Portugal um den in Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr.
3808/90 genannten Betrag erhöht.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 688/91 DER KOMMISSION
vom 21 . März 1991

zur Festsetzung der Prämien, die den Einfuhr^bschöpfungen für Getreide, Mehl
und Malz hinzugefügt werden

Höhe von 2,25 v. H. gehalten werden , ein Umrech­
nungssatz, der sich auf den Leitkurs dieser
Währungen stützt, multipliziert mit dem Berichti­
gungskoeffizienten gemäß Artikel 3 Absatz 1 letzter
Unterabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 1676/85,

— für die übrigen Währungen ein Umrechnungskurs,
der sich auf den Durchschnitt der im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften, Reihe C, in einem
bestimmten Zeitraum veröffentlichten Ecu-Umrech­
nungskurse stützt und auf den der im voraufgehenden
Gedankenstrich genannte Koeffizient angewandt wird.

Diese Wechselkurse sind die am 20. März 1991 festge­
stellten Kurse .

Aufgrund der heutigen cif-Preise und der heutigen cif­
Preise für Terminkäufe werden die zur Zeit geltenden
Prämien, die den Abschöpfungen hinzugefügt werden,
wie im Anhang zu dieser Verordnung angegeben geän­
dert —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des Rates
vom 29. Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorgani­
sation für Getreide ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 3577/90 (2), insbesondere auf Artikel 1 5
Absatz 6,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1676/85 des Rates
vom 11 . Juni 1985 über den Wert der Rechnungseinheit
und die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik anzu­
wendenden Umrechnungskurse (3), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 2205/90 (4), insbesondere auf
Artikel 3 ,

nach Stellungnahme des Währungsausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide und
Malz hinzugefügt werden, sind durch die Verordnung
(EWG) Nr. 3845/90 der Kommission Q und die später zu
ihrer Änderung erlassenen Verordnungen festgesetzt
worden.

Um ein normales Funktionieren der Abschöpfungsrege­
lung zu ermöglichen, ist bei der Berechnung der
Abschöpfungen zugrunde zu legen :
— für Währungen, die untereinander zu jedem Zeit­
punkt innerhalb einer maximalen Abweichung in

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Prämien, die den nach Artikel 15 der Verordnung
(EWG) Nr. 2727/75 im voraus festgesetzten Abschöp­
fungen für Einfuhren von Getreide und Malz aus Dritt­
ländern hinzuzufügen sind, sind im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 22. März 1991 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 21 . März 1991

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 281 vom 1 : 11 . 1975, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 353 vom 17. 12. 1990, S. 23 .
(3) ABl . Nr. L 164 vom 24. 6 . 1985, S. 1 .
O ABl. Nr. L 201 vom 31 . 7. 1990, S. 9 .
O ABl . Nr. L 367 vom 29 . 12. 1990, S. 10.
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 21 . März 1991 zur Festsetzung der Prämien , die den
Einfuhrabschöpfungen für Getreide, Mehl und Malz hinzugefügt werden

A. Getreide und Mehl

' (ECU/ Tonne)

■ KN-Code
laufender
Monat

3

1 . Term.

4

2. Term.

5

3 . Term.

6

0709 90 60 0 6,00 6,00 7,02

0712 90 19 0 6,00 6,00 7,02

1001 10 10 0 3,21 3,21 3,21

1001 10 90 0 3,21 3,21 3,21

1001 90 91 0 0 0 0

1001 90 99 0 0 0 0

1002 00 00 0 0 0 0

1003 00 10 0 0 0 0

1003 00 90 0 0 0 0

1004 00 10 0 0 0 0

1004 00 90 0 0 0 0

1005 10 90 0 6,00 6,00 7,02

1005 90 00 0 6,00 6,00 7,02

1007 00 90 0 0 0 0

1008 10 00 0 0 0 0

1008 20 00 0 0 0 0

1008 30 00 0 0 0 0

1008 90 90 0 0 0 0

1101 00 00 0 0 0 0

B. Malz

(ECU/ Tonne)

KN-Code
laufender
Monat

3

1 . Term.

4

2. Term.

5

3 . Term.

6

4. Term.

7

1107 10 11 0 0 0 0 0

1107 10 19 0 0 0 0 0

1107 10 91 0 0 0 0 0

1107 10 99 0 0 0 0 0

1107 20 00 0 0 0 0 0
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 689/91 DER KOMMISSION
vom 21 . März 1991

zur Festsetzung der Mindestabschöpfungen bei der Einfuhr von Olivenöl sowie
der Einfuhrabschöpfungen für andere Erzeugnisse des Olivenölsektors

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Akte über den Beitritt Spaniens und
Portugals,
gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rates
vom 22. September 1966 über die Errichtung einer
gemeinsamen Marktorganisation für Fette ('), zuletzt geän­
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 3577/90 (2), insbe­
sondere auf Artikel 16 Absatz 2,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1514/76 des Rates
vom 24. Juni 1976 über die Einfuhren von Olivenöl aus
Algerien (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 4014/88 (4), insbesondere auf Artikel 5,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1521 /76 des Rates
vom 24. Juni 1976 über die Einfuhren von Olivenöl mit
Ursprung in Marokko (5), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 4015/88 (6), insbesondere auf
Artikel 5,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1508/76 des Rates
vom 24. Juni 1976 über die Einfuhren von Olivenöl aus
Tunesien Q, zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 413/86 (8), insbesondere auf Artikel 5,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1 1 80/77 des Rates
vom 17. Mai 1977 über die Einfuhr bestimmter landwirt­
schaftlicher Erzeugnisse mit Ursprung in der Türkei in
die Gemeinschaft f), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 4016/88 (10), insbesondere auf Artikel 10
Absatz 2,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1 620/77 des Rates
vom 18 . Juli 1977 über die Einfuhr von Olivenöl aus dem
Libanon ("),
in Erwägung nachstehender Gründe :
In ihrer Verordnung (EWG) Nr. 3131 /78 (n), geändert
durch die Akte über den Beitritt Griechenlands, hat die
Kommission beschlossen, für die Festsetzung der
Abschöpfungen für Olivenöl auf das Ausschreibungsver­
fahren zurückzugreifen.
In Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2751 /78 des
Rates vom 23. November 1978 über die allgemeinen
Durchführungsvorschriften für die Festsetzung der

Einfuhrabschöpfung bei Olivenöl durch Ausschrei­
bung (13) wird bestimmt, daß der Mindestabschöpfungsbe­
trag des jeweiligen Erzeugnisses aufgrund der Prüfung des
Weltmarktes und des Gemeinschaftsmarktes sowie der
von den Bietern genannten Abschöpfungsbeträge festzu­
setzen ist.

Für die Türkei und die Maghrebländer sollte dem gemäß
den Vereinbarungen zwischen der Gemeinschaft und
diesen Drittländern festzusetzenden Zusatzbetrag nicht
vorgegriffen werden.

Bei der Erhebung der Abschöpfung sind die Vorschriften
zu berücksichtigen, die in dem Abkommen zwischen der
Gemeinschaft und bestimmten Drittländern aufgeführt
sind. Bei der Festsetzung der Abschöpfung für diese
Drittländer ist die für die Einfuhren aus den anderen
Drittländern zu erhebende Abschöpfung als Berech­
nungsgrundlage zu benutzen.

Die Anwendung der vorgenannten Einzelheiten auf die
am 18 . und 19. März 1991 von den Bietern vorgelegten
Abschöpfungsbeträge führt dazu, die Mindestabschöp­
fungen gemäß Anhang I zu dieser Verordnung festzu­
setzen.

Die bei der Einfuhr von Oliven der KN-Codes
0709 90 39 und 0711 20 90 sowie von Erzeugnissen der
KN-Codes 1522 00 31 , 1522 00 39 und 2306 90 19 zu
erhebende Abschöpfung muß ausgehend von der
Mindestabschöpfung berechnet werden, die auf die in
diesen Erzeugnissen enthaltene Ölmenge anwendbar ist.
Die Abschöpfung für Olivenöl darf jedoch nicht geringer
sein als ein Betrag, der 8 % des Wertes des eingeführten
Erzeugnisses entspricht, wobei dieser Betrag pauschal fest­
gesetzt wird. Die Anwendung dieser Bestimmungen führt
dazu, die Abschöpfungen gemäß Anhang II dieser
Verordnung festzusetzen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Mindestabschöpfungen bei der Einfuhr von Olivenöl
werden in Anhang I festgesetzt.

Artikel 2

Die auf die Einfuhr der anderen Erzeugnisse des Oliven­
ölsektors anwendbaren Abschöpfungen werden in
Anhang II festgesetzt.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am 22. März 1991 in Kraft.

(') ABl . Nr. 172 vom 30. 9 . 1966, S. 3025/66.
O ABl. Nr. L 353 vom 17. 12. 1990 , S. 23 .
O ABl . Nr. L 169 vom 28 . 6. 1976, S. 24.
(4) ABl . Nr. L 358 vom 27. 12. 1988 , S. 1 .
O ABl . Nr. L 169 vom 28 . 6. 1976, S. 43.
(6) ABl . Nr. L 358 vom 27. 12. 1988 , S. 2.
f) ABl . Nr. L 169 vom 28 . 6. 1976, S. 9 .
(8) ABl . Nr. L 48 vom 26. 2. 1986, S. 1 .
O ABl . Nr. L 142 vom 9 . 6 . 1977, S. 10 .
O ABl. Nr. L 358 vom 27. 12. 1988, S. 3 .
(n ) ABl . Nr. L 181 vom 21 . 7. 1 977, S. 4.
C 2) ABl . Nr. L 370 vom 30. 12. 1978, S. 60 . O ABl. Nr. L 331 vom 28 . 11 . 1978, S. 6 .
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 21 . März 1991

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

Mindestabschöpfungen bei der Einfuhr von Olivenöl

(ECU/ 100 kg)

KN-Code Drittländer

1509 10 10 77,00 (')
1509 10 90 77,00 (')
1509 90 00 89,00 (2)
1510 00 10 77,00 (»)
1510 00 90 1 22,00 (3)

(') Für die Einfuhr von vollständig in einem der nachstehend genannten Länder gewonnenem und unmittelbar aus
diesen Ländern in die Gemeinschaft verbrachtem Öl dieses KN-Codes wird die Abschöpfung vermindert um :
a) für den Libanon : 0,60 ECU/100 kg ;
b) für die Türkei : 1 1,48 ECU/ 100 kg (*), sofern der Marktbeteiligte den Nachweis erbringt, daß er die von diesem
Land festgesetzte Ausfuhrabgabe erstattet hat, wobei diese Erstattung den Betrag der tatsächlich eingeführten
Abgabe nicht überschreiten darf ;

c) für Algerien, Tunesien und Marokko : 12,69 ECU/100 kg (*), sofern der Marktbeteiligte den Nachweis erbringt,
daß er die von diesem Land festgesetzte Ausfuhrabgabe erstattet hat, wobei diese Erstattung den Betrag der
tatsächlich eingeführten Abgabe nicht überschreiten darf.

(*) Diese Beträge können durch zusätzliche Beträge, die von der Gemeinschaft und den betreffenden Drittlän­
dern bestimmt werden, erhöht werden .

(2) Für die Einfuhr von Öl dieses KN-Codes,
a) vollständig in Algerien, Marokko und in Tunesien gewonnen und unmittelbar aus diesen Ländern in die
Gemeinschaft verbracht, wird die Abschöpfung um 3,86 ECU/100 kg vermindert ;

b) vollständig in der Türkei gewonnen und unmittelbar aus diesem Land in die Gemeinschaft verbracht, wird die
Abschöpfung um 3,09 ECU/100 kg vermindert.

(3) Für die Einfuhr von Öl dieses KN-Codes,
a) vollständig in Algerien, in Marokko und in Tunesien gewonnen und unmittelbar aus diesen Ländern in die
Gemeinschaft verbracht, wird die Abschöpfung um 7,25 ECU/1 00 kg vermindert ;

b) vollständig in der Türkei gewonnen und unmittelbar aus diesem Land in die Gemeinschaft verbracht, wird die
Abschöpfung um 5,80 ECU/ 100 kg vermindert.

ANHANG II

Abschöpfungen bei der Einfuhr der anderen Erzeugnisse des Olivenölsektors

(ECU/ 100 kg)

KN-Code Drittländer

0709 90 39 16,94
0711 20 90 16,94
1522 00 31 38,50
1522 00 39 61,60
2306 90 19 6,16
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 690/91 DER KOMMISSION
vom 21 . März 1991

zur Festsetzung der Höhe der variablen Schlachtprämie für Schafe in Groß­
britannien und der Beträge, die auf die das Gebiet 1 verlassenden Erzeugnisse zu

erheben sind

Gemäß Artikel 24 Absätze 2 und 3 der Verordnung
(EWG) Nr. 3013/89 müssen die variablen Schlachtprä­
mien für Schafe, die im Vereinigten Königreich als
prämienfähig erklärt worden sind, in der am 25. Februar
1991 beginnenden Woche den in dem nachstehenden
Anhang bestimmten Beträgen entsprechen. Nach Artikel
24 Absatz 5 der Verordnung (EWG) Nr. 3013/89 und
Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1633/84 sind unter
Berücksichtigung des vom Gerichtshof am 2. Februar
1988 gefällten Urteils in der Rechtssache 61 /86 für
dieselbe Woche Beträge festzusetzen, die gemäß dem
genannten Anhang für die das Gebiet 1 verlassenden
Erzeugnisse zu erheben sind.

Was die erforderliche Anwendungskontrolle der die
genannten Beträge betreffenden Vorschriften angeht, so
sollte das Kontrollverfahren gemäß der Verordnung
(EWG) Nr. 1633/84 vorbehaltlich spezifischerer gegebe­
nenfalls ausgearbeiteter Vorschriften beibehalten
werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Akte über den Beitritt Spaniens und
Portugals,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3013/89 des Rates
vom 25. September 1989 über die gemeinsame Marktor­
ganisation für Schaf- und Ziegenfleisch ('), geändert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 3577/90 (2),

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1633/84 der
Kommission vom 8 . Juni 1984 mit Durchführungsbe­
stimmungen für die variable Schlachtprämie für Schafe
und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2661 /80
(3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr.
1075/89 (4), insbesondere auf Artikel 3 Absatz 1 und
Artikel 4 Absatz 1 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Das Vereinigte Königreich ist der einzige Mitgliedstaat,
der die variable Schlachtprämie im Gebiet 1 gemäß
Artikel 22 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3013/89
zahlt. Die Kommission muß also für die am 25. Februar
1991 beginnende Woche die Höhe der Prämie und den
Betrag festsetzen, der auf die dieses Gebiet verlassenden
Erzeugnisse zu erheben ist.

Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1633/84
bestimmt, daß die Kommission die Höhe der variablen
Schlachtprämie wöchentlich festsetzt.

Gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr.
1633/84 wird der Betrag, der auf die das Gebiet 1 verlas­
senden Erzeugnisse erhoben wird, von der Kommission
wöchentlich festgesetzt.

Im Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 3618/89 der
Kommission vom 1 . Dezember 1989 zur Regelung der
Begrenzung der Garantie für Schaf- und Ziegenfleisch (*)
sind die wöchentlichen Beträge des Leitniveaus gemäß
Artikel 25 der Verordnung (EWG) Nr. 3013/89 festgesetzt.

Artikel 1

Für Schafe und Schaffleisch, die in Großbritannien im
Gebiet 1 gemäß Artikel 22 Absatz 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 3013/89 als für die variable Schlachtprämie
berechtigt ausgewiesen sind, wird für die am 25. Februar
1991 beginnende Woche die Höhe der Prämie auf
104,475 ECU je 100 kg geschätztes oder tatsächlich fest­
gestelltes Schlachtgewicht innerhalb der in Artikel 1
Absatz 1 Buchstabe b) der Verordnung (EWG) Nr.
1633/84 festgelegten Gewichtsgrenzen festgesetzt.

Artikel 2

Für die in Artikel 1 Buchstaben a) und c) der Verordnung
(EWG) Nr. 3013/89 genannten Erzeugnisse, die in der am
25. Februar 1991 beginnenden Woche das Gebiet 1
verlassen, werden die zu erhebenden Beträge wie in dem
Anhang angegeben festgesetzt.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 25. Februar 1991 .

(') ABl . Nr. L 289 vom 7. 10 . 1989, S. 1 .
O ABl . Nr. L 353 vom 17. 12. 1990, S. 23 .
(3) ABl . Nr. L 154 vom 9 . 6 . 1984, S. 27 .
(4) ABl . Nr. L 114 vom 27. 4. 1989, S. 13 .
O ABl . Nr. L 351 vom 2. 12. 1989, S. 18 .
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 21 . März 1991

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 21 . März 1991 zur Festsetzung der Höhe der
variablen Schlachtprämie für Schafe in Großbritannien und der Beträge, die auf die das

Gebiet 1 verlassenden Erzeugnisse zu erheben sind
(ECU/100 kg)

KN-Code

Beträge

A. Erzeugnisse, die für eine Prämie
gemäß Artikel 24 der Verordnung

(EWG) Nr. 3013/89 in
Betracht kommen

B. In Artikel 4 Absatz 4 der
Verordnung (EWG) Nr. 1633/84

genannte Erzeugnisse (')

Lebendgewicht Lebendgewicht

0104 10 90 49,103 0

0104 20 90 \ 0

Eigengewicht Eigengewicht

0204 10 00 104,475 0

0204 21 00 104,475 0

0204 50 11 ! 0

0204 22 10 73,133

0204 22 30 114,923

0204 22 50 135,818

0204 22 90 135,818

0204 23 00 190,145

0204 30 00 78,356 l
0204 41 00 78,356

0204 42 10 54,849 \
0204 42 30 86,192
0204 42 50 101,863 l
0204 42 90 101,863 \
0204 43 00 142,608
0204 50 13 ll 0

0204 50 15 ll 0

0204 50 19 Il 0

0204 50 31 ll 0

0204 50 39 Il 0

0204 50 51 ll o

0204 50 53 Il 0

0204 50 55 ll 0

0204 50 59 \ 0

0204 50 71 ll 0

0204 50 79 \ 0

0210 90 11 135,818

0210 90 19 190,145

1602 90 71 : l
— mit Knochen 135,818
— ohne Knochen 190,145

(') Diese verringerten Beträge dürfen angewandt werden , wenn die Bedingungen gemäß Artikel 5 Absatz 3 zweiter
Unterabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 1633/84 erfüllt sind.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 691/91 DER KOMMISSION
vom 20. März 1991

über Lieferungen von Getreide im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3972/86 des Rates
vom 22. Dezember 1986 über die Nahrungsmittelhilfe­
politik und -Verwaltung ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 1930/90 (2), insbesondere auf
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1420/87 des Rates vom
21 . Mai 1987 zur Festlegung von Durchführungsbestim­
mungen zu der Verordnung (EWG) Nr. 3972/86 über die
Nahrungsmittelhilfepolitik und -Verwaltung (3) wurde die
Liste der für die Nahrungsmittelhilfe in Betracht
kommenden Länder und Organisationen und der für die
Beförderung der Nahrungsmittellieferung über die fob­
Stufe hinaus geltenden allgemeinen Kriterien festgelegt.
Die Kommission hat infolge mehrerer Beschlüsse über
die Nahrungsmittelhilfe bestimmten Ländern und
Empfängerorganisationen 23 500 Tonnen Getreide zuge­
teilt.

Diese Bereitstellungen erfolgen nach der Verordnung
(EWG) Nr. 2200/87 der Kommission vom 8. Juli 1987
über allgemeine Durchführungsbestimmungen für die

Bereitstellung und Lieferung von Waren im Rahmen der
Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft (4). Zu diesem
Zweck sollten insbesondere die Lieferfristen und -bedin­
gungen sowie das Verfahren zur Bestimmung der sich
daraus ergebenden Kosten genauer festgelegt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft
wird Getreide bereitgestellt zur Lieferung an die in den
Anhängen aufgeführten Begünstigten gemäß Verordnung
(EWG) Nr. 2200/87 zu den im Anhang aufgeführten
Bedingungen. Die Zuteilung der Lieferungen erfolgt im
Wege der Ausschreibung.

Es wird davon ausgegangen, daß der Zuschlagsempfänger
die geltenden allgemeinen und besonderen Geschäftsbe­
dingungen kennt und akzeptiert. Andere in seinem
Angebot enthaltene Bedingungen oder Vorbehalte gelten
als nicht geschrieben.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 20 . März 1991

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 370 vom 30. 12. 1986, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 174 vom 7. 7. 1990, S. 6.
O ABl. Nr. L 136 vom 26. 5. 1987, S. 1 . (4) ABl. Nr. L 204 vom 25. 7. 1987, S. 1 .



Nr. L 76/ 12 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 22. 3 . 91

ANHANG

1 . Maßnahme Nr.('): 25/91

2 . Programm : 1991

3. Begünstigter (s) : Euronaid, Rhijngeesterstraatweg 40, Postbus 77, NL-2340 AB Oegstgeest

4. Vertreter des Begünstigten (2) : Siehe ABl . Nr. C 103 vom 16 . 4 . 1987

5 . Bestimmungsort oder -land : Sudan

6. Bereitzustellendes Erzeugnis : Weichweizen

7. Merkmale und Qualität der Ware (J) f7) ('") : Siehe im ABl . Nr. C 216 vom 14. 8 . 1987, S. 3, veröffent­
lichtes Verzeichnis (unter II AI )

8 . Gesamtmenge : 23 500 Tonnen
9 . Anzahl der Partien : 1

10 . Aufmachung und Kennzeichnung (4) (") : Siehe im ABl. Nr. C 216 vom 14. 8 . 1987, S. 3, veröffent­
lichtes Verzeichnis (unter II B 1 c))
Beschriftung der Säcke (mit Buchstaben von mindestens 5 cm Höhe) :
.ACTION No 25/91 / WHEAT / SUDAN / 912201 / PORT SUDAN"

1 1 . Art der Bereitstellung des Erzeugnisses : Markt der Gemeinschaft

12. Lieferstufe : frei Verschiffungshafen — fob gestaut (*)

13 . Verschiffungshafen : —

14. Vom Begünstigten bezeichneter Löschhafen : —

15. Löschhafen : —

16. Anschrift des Lagers und gegebenenfalls des Löschhafens : —

17. Zeitraum der Bereitstellung im Verschiffungshafen : vor dem 15. 5 . 1991
1 8 . Lieferfrist : —

19 . Verfahren zur Feststellung der Lieferkosten : Ausschreibung

20 . Frist für die Angebotsabgabe : 9 . 4. 1991 , 12 Uhr

21 . Im Falle einer zweiten Ausschreibung :
a) Frist für die Angebotsabgabe : 16 . 4. 1991 , 12 Uhr
b) Zeitraum für die Bereitstellung im Verschiffungshafen : vor dem 15. 5 . 1991
c) Lieferfrist : —

22. Höhe der Ausschreibungsgarantie : 5 ECU/t

23 . Höhe der Lieferungsgarantie : 10 % des Angebotsbetrags, ausgedrückt in Ecu
24. Anschrift für die Angebotsabgabe (*) :

Bureau de laide alimentaire, à l'attention de Monsieur N. Arend, bâtiment Loi 120, bureau 7/58,
200, rue de la Loi , B- 1 049 Bruxelles (Telex AGREC 22037 B / 25670 B)

25. Erstattung auf Antrag des Zuschlagsempfängers (6) :
Die am 18 . 3 . 1991 gültige und durch die Verordnung (EWG) Nr. 484/91 der Kommission (ABl . Nr.
L 55 vom 1 . 3 . 1991 , S. 30) festgesetzte Erstattung
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Vermerke :

(') Die Nummer der Maßnahme ist im gesamten Schriftverkehr anzugeben .
(2) Vom Zuschlagsempfänger zu kontaktierender Vertreter der Kommission : Siehe im Amtsblatt der Euro­
päischen Gemeinschaften Nr. C 227 vom 7. September 1985, Seite 4, veröffentlichtes Verzeichnis .

(3) Der Zuschlagsempfänger übergibt dem Begünstigten eine von einer amtlichen Stelle stammende
Bescheinigung, aus der hervorgeht, daß die in dem betreffenden Mitgliedstaat geltenden Normen betref­
fend die Kernstrahlung für die zu liefernde Ware nicht überschritten worden sind.
In der Bescheinigung über die radioaktive Belastung ist der Gehalt an Cäsium 134 und 137 und an Jod
131 anzugeben.

(4) Im Hinblick auf eine eventuelle Umfüllung muß der Zuschlagsempfänger 2 % leere Säcke derselben
Qualität wie die die Ware enthaltenden Säcke liefern . Diese Säcke müssen außer der Aufschrift auch ein
großes R tragen .

(*) Um den Fernschreiber nicht zu überlasten, werden die Bieter gebeten, den Nachweis der Stellung der in
Artikel 7 Absatz 4 unter Buchstabe a) der Verordnung (EWG) Nr. 2200/87 aufgeführten Ausschreibungs­
garantie vor dem in Ziffer 20 dieses Anhangs angegebenen Zeitpunkt vorzugsweise wie folgt zu
erbringen :
— entweder durch Boten an das in Ziffer 24 dieses Anhangs aufgeführte Büro
— oder per Telefax an eine der folgenden Nummern in Brüssel :
— 235 01 32,
— 236 10 97,
— 235 01 30,
— 236 20 05.

(6) Die Verordnung (EWG) Nr. 2330/87 der Kommission (ABl . Nr. L 210 vom 1 . 8 . 1987, S. 56) ist
anwendbar, was die Ausfuhrerstattung und gegebenenfalls die Währungs- und Beitrittsausgleichsbeträge,
den repräsentativen Kurs und den monetären Koeffizienten anbelangt. Der in Artikel 2 der gleichen
Verordnung aufgeführte Tag ist derjenige, welcher in Ziffer 25 dieses Anhangs angegeben ist.

Q Der Zuschlagsempfänger überreicht dem Empfänger oder seinem Vertreter bei der Lieferung folgende
Dokumente :

— pflanzengesundheitliches Zeugnis,
— Ursprungszeugnis .

(8) Der Zuschlagsempfänger tritt mit dem Begünstigten baldmöglichst zur Bestimmung der erforderlichen
Versandbescheinigungen in Verbindung.

(9) Abweichend von Artikel 7 Absatz 3 Buchstabe f) und Artikel 13 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr.
2200/87 muß der angebotene Preis die Verlade- und Lagerkosten einschließen . Für die Verladung und
Lagerung ist der Zuschlagsempfänger verantwortlich.

(10) Radioaktivitätsbescheinigung, von einem Konsulat des Sudans legalisiert.
(") Der Lieferant sendet ein Duplikat der Originalrechnung an :

M. De Keyzer und Schütz BV, Postbus 1438, Blaak 16, NL-3000 BK Rotterdam.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 692/91 DER KOMMISSION
vom 21 . März 1991

zur Festsetzung von Zusatzbeträgen für Erzeugnisse des Sektors Geflügelfleisch

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

(EWG) Nr. 3986/87, werden die Abschöpfungen für
Einfuhren von geschlachteten Enten und Gänsen mit
Ursprung in und Herkunft aus Rumänien nicht um einen
Zusatzbetrag erhöht.

Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2474/70 der
Kommission (8), geändert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 3986/87, werden die Abschöpfungen für Einfuhren
von geschlachteten Truthühnern mit Ursprung in und
Herkunft aus Polen nicht um einen Zusatzbetrag erhöht.

Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2164/72 der
Kommission (9), geändert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 3987/87 (10), werden die Abschöpfungen für Einfuhren
von geschlachteten Hühnern und Gänsen mit Ursprung
in und Herkunft aus Bulgarien nicht um einen Zusatzbe­
trag erhöht.

Die laufende Uberprüfung der Angaben, die der Feststel­
lung der durchschnittlichen Angebotspreise für Erzeug­
nisse des Sektors Geflügelfleisch zugrunde liegen, hat
ergeben, daß für die in den Anhängen bezeichneten
Einfuhren Zusatzbeträge in der dort angegebenen Höhe
festgesetzt werden müssen .

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Geflügelfleisch und Eier —

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2777/75 des Rates
vom 29. Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorgani­
sation für Geflügelfleisch ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 1235/89 (2), insbesondere auf
Artikel 8 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Fällt der Angebotspreis frei Grenze — im folgenden
Angebotspreis genannt — für ein Erzeugnis unter den
Einschleusungspreis, so muß die Abschöpfung für dieses
Erzeugnis um einen Zusatzbetrag erhöht werden, der
gleich dem Unterschied zwischen dem Einschleusungs­
preis und dem Angebotspreis ist ; dieser wird gemäß
Artikel 1 der Verordnung Nr. 163/67/EWG der Kommis­
sion vom 26. Juni 1967 über die Festsetzung des Zusatz­
betrags für Einfuhren von Erzeugnissen der Geflügelwirt­
schaft aus dritten Ländern (3), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 31 16/89 (4), ermittelt.

Der Angebotspreis muß für sämtliche Einfuhren aus allen
dritten Ländern ermittelt werden . Erfolgen jedoch die
Ausfuhren aus einem oder mehreren dritten Ländern zu
anomal niedrigen Preisen, die unter den von den anderen
dritten Ländern angewandten Preisen liegen, so muß ein
zweiter Angebotspreis für Ausfuhren aus diesen anderen
Ländern ermittelt werden.

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die in Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 2777/75
vorgesehenen Zusatzbeträge sind für die im Anhang
genannten Erzeugnisse des Artikels 1 Absatz 1 derselben
Verordnung im Anhang zu dieser Verordnung festgesetzt.

Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 565/68 der Kommis­
sion 0, zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr.
3986/87 (6), werden die Abschöpfungen für Einfuhren von
geschlachteten Hühnern, Enten und Gänsen mit
Ursprung in und Herkunft aus Polen nicht um einen
Zusatzbetrag erhöht.

Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2261 /69 der
Kommission Q, zuletzt geändert durch die Verordnung Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 22. März 1991 in Kraft.
(') ABl . Nr. L 282 vom 1 . 11 . 1975, S. 77.
(2) ABl . Nr. L 128 vom 11 . 5. 1989, S. 29.
(3) ABl. Nr. 129 vom 28 . 6. 1967, S. 2577/67.
(4) ABl . Nr. L 300 vom 18 . 10 . 1989, S. 10 .
O ABl. Nr. L 107 vom 8 . 5 . 1968, S. 7.
H ABl. Nr. L 376 vom 31 . 12. 1987, S. 7.
H ABl. Nr. L 286 vom 14. 11 . 1969, S. 24.

(8) ABl. Nr. L 265 vom 8 . 12. 1970, S. 13.
O ABl. Nr. L 232 vom 12. 10 . 1972, S. 3.
H ABl. Nr. L 376 vom 31 . 12. 1987, S. 20 .
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 21 . März 1991

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 21 . März 1991 zur Festsetzung von Zusatzbeträgen
für Erzeugnisse des Sektors Geflügelfleisch

(ECU/100 kg)

KN-Code Ursprung
der Einfuhren (') Zusatzbeträge

0207 39 11 01 30,00
0207 41 10 01 30,00
0207 39 31 02 10,00
0207 42 10 02 10,00
0207 39 53 03 50,00
0207 43 1 1 03 50,00
0207 39 75 04 70,00
0207 43 61 04 70,00
0207 39 77 05 10,00
0207 43 63 05 10,00
1602 39 11 06 50,00

(') Ursprung :
01 Brasilien , Ungarn und Thailand,
02 Yugoslawien,
03 Israel, Ungarn und Bulgarien ,
04 Israel und Bulgarien,
05 Bulgarien und China,
06 Israel und Ungarn .
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 693/91 DER KOMMISSION
vom 21 . März 1991

zur Festsetzung des bei der Berechnung der Abschöpfung für Verarbeitungs­
erzeugnisse aus Obst und Gemüse und auf dem Weinsektor zu berücksichti­

genden Unterschieds zwischen Weißzuckerpreisen

einerseits dem Durchschnitt der Schwellenpreise für ein
Kilogramm Weißzucker für jeden der drei Monate des
Vierteljahres, für das der Unterschied festgesetzt wird, und
andererseits dem Durchschnitt der cif-Preise für ein Kilo­
gramm Weißzucker, der bei der Festsetzung der auf
Weißzucker zu erhebenden Abschöpfungen zugrunde
gelegt und für den Zeitraum, bestehend aus den ersten 1 5
Tagen des dem Vierteljahr, für das der Unterschied festge­
setzt wird, vorangegangenen Monats und den unmittelbar
vorher gelegenen zwei Monaten berechnet wird. Nach
den obenerwähnten Verordnungen erfolgt die Festsetzung
dieses Unterschieds für jedes Kalendervierteljahr durch
die Kommission —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 426/86 des Rates
vom 24. Februar 1986 über die gemeinsame Marktorgani­
sation für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und
Gemüse ('), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 2201 /90 (2), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 4,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 822/87 des Rates
vom 16 . März 1987 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Wein (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 3577/90 (4), insbesondere auf Artikel 55 Absatz
3,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Um den Mitgliedstaaten die Festsetzung des Abschöp­
fungsbetrags zu ermöglichen, der auf die verschiedenen
zugesetzten Zuckerarten bei der Einfuhr der in Anhang
III der Verordnung (EWG) Nr. 426/86 und in Artikel 1
Absatz 2 Buchstabe a) der Verordnung (EWG) Nr. 822/87
aufgeführten Erzeugnisse der KN-Code 2009 60 11 ,
2009 60 71 , 2009 60 79 und 2204 30 99 zu erheben ist, ist
nach Artikel 10 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr.
426/86 und nach Artikel 55 Absatz 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 822/87 der Unterschied festzusetzen zwischen

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Der Unterschied im Sinne des Artikels 10 Absatz 3 der
Verordnung (EWG) Nr. 426/86 und des Artikels 55
Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 822/87 wird auf
0,4520 ECU für die Zeit vom 1 . April bis züm 30. Juni
1991 festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1 . April 1991 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 21 . März 1991

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

( l) ABl. Nr. L 49 vom 27. 2. 1986, S. 1 .
Ç) ABl. Nr. L 201 vom 31 . 7 . 1990, S. 1 .
O ABl. Nr. L 84 vom 27. 3 . 1987, S. 1 .
4) ABl. Nr. L 353 vom 17. 12. 1990, S. 23.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 694/91 DER KOMMISSION
vom 21 . März 1991

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreide, Mehle, Grobgrieß und
Feingrieß von Weizen oder Roggen

Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor­
dernisse bestimmter Märkte können die Unterteilung der
Erstattung für gewisse Erzeugnisse gemäß ihrer Bestim­
mung notwendig machen.

Die Erstattung muß mindestens einmal monatlich festge­
setzt werden ; sie kann innerhalb dieses Zeitraums abge­
ändert werden .

Um ein normales Funktionieren der Erstattungsregelung
zu erlauben, ist bei der Berechnung der Erstattungen
zugrunde zu legen :

— für Währungen, die untereinander zu jedem Zeit­
punkt innerhalb einer maximalen Abweichung in
Höhe von 2,25 v. H. gehalten werden, ein Umrech­
nungssatz, der sich auf den Leitkurs dieser
Währungen stützt, multipliziert mit dem Berichti­
gungskoeffizienten gemäß Artikel 3 Absatz 1 letzter
Unterabsatz der Verordnung , (EWG) Nr. 1676/85 des
Rates (6), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2205/90 0 ;

— für die übrigen Währungen ein Umrechnungskurs,
der sich auf den Durchschnitt der im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften, Reihe C, in einem
bestimmten Zeitraum veröffentlichten Ecu-Umrech­
nungskurse stützt und auf den der im voraufgehenden
Gedankenstrich genannte Koeffizient angewandt wird.

Bei Anwendung dieser Modalitäten auf die gegenwärtige
Lage der Getreidemärkte und insbesondere auf die Notie­
rungen oder Preise dieser Erzeugnisse in der Gemein­
schaft und auf dem Weltmarkt ist die Erstattung in Höhe
der im Anhang genannten Beträge festzusetzen .

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Getreide —

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des Rates
vom 29. Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorgani­
sation für Getreide ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 3577/90 (2), insbesondere auf Artikel 16
Absatz 2 vierter Unterabsatz,

nach Stellungnahme des Währungsausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Artikel 16 der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 bestimmt,
daß der Unterschied zwischen den Notierungen oder den
Preisen auf dem Weltmarkt für die in Artikel 1 dieser
Verordnung genannten Erzeugnisse und den Preisen für
diese Erzeugnisse in der Gemeinschaft durch eine Erstat­
tung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden kann.

Gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2746/75 des
Rates vom 29. Oktober 1975 über die Grundregeln für die
Gewährung von Erstattungen bei der Ausfuhr von
Getreide und über die Kriterien für die Festsetzung des
Erstattungsbetrags (3) müssen die Erstattungen festgesetzt
werden unter Berücksichtigung der Lage und der voraus­
sichtlichen Entwicklung der Verfügbarkeit des Getreides
und seines Preises in der Gemeinschaft einerseits und der
Preise für Getreide und Getreideerzeugnisse auf dem
Weltmarkt andererseits. Nach dem gleichen Artikel ist
außerdem auf den Getreidemärkten eine ausgeglichene
Lage und eine natürliche Entwicklung hinsichtlich der
Preise und der Handelsströme zu gewährleisten. Ferner
sind der wirtschaftliche Aspekt der Ausfuhren und die
Notwendigkeit zu berücksichtigen, Störungen auf dem
Markt der Gemeinschaft zu vermeiden.

Die Verordnung (EWG) Nr. 2746/75 hat in Artikel 3 die
besonderen Kriterien festgesetzt, die bei der Berechnung
der Erstattungen für Getreide zu berücksichtigen sind.

Für Mehle, Grobgrieß und Feingrieß aus Weizen und
Roggen sind diese besonderen Kriterien in Artikel 4 der
Verordnung (EWG) Nr. 2746/75 definiert. Außerdem
muß die auf diese Erzeugnisse anwendbare Erstattung
unter Berücksichtigung der zur Herstellung der betref­
fenden Erzeugnisse notwendigen Getreidemenge
berechnet werden. Diese Mengen sind in der Verordnung
Nr. 162/67/EWG der Kommission (4), geändert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 1607/71 (*), festgesetzt worden .

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Erstattungen bei der Ausfuhr der in Artikel 1
Buchstaben a), b) und c) der Verordnung (EWG)
Nr. 2727/75 genannten Erzeugnisse im ursprünglichen
Zustand sind im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 22. März 1991 in Kraft.(') ABl . Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 353 vom 17. 12. 1990, S. 23 .
(3) ABl . Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 78 .
(4) ABl. Nr. 128 vom 27. 6. 1967, S. 2574/67.
4 ABl. Nr. L 168 vom 27. 7 . 1971 , S. 16.

(6) ABl . Nr. L 94 vom 7. 4. 1989, S. 13 .
Q ABl . Nr. L 355 vom 18 . 12. 1990, S. 10 .
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 21 . März 1991

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 21 . März 1991 zur Festsetzung der Ausfuhr­
erstattungen für Getreide, Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen oder Roggen

(ECU/Tonne)

Erzeugniscode Bestimmung (') Erstattungsbetrag

0709 90 60 000 — —

0712 90 19 000 — —

1001 10 10 000 — —

1001 10 90 000 04 120,00
06 50,00
02 0

1001 90 91 000 — —

1001 90 99 000 04 90,00
05 90,00
02 20,00

1002 00 00 000 03 100,00
\ 05 100,00

02 20,00

1003 00 10 000 01 0

1003 00 90 000 04 87,00
\ 06 30,00

02 20,00

1004 00 10 000 — —

1004 00 90 000 — —

1005 10 90 000 — —

1005 90 00 000 03 65,00
02 0

1007 00 90 000 — —

1008 20 00 000 — —

1101 00 00 100 01 104,00

1101 00 00 130 01 104,00

1101 00 00 150 01 0

1101 00 00 170 01 0

1101 00 00 180 01 0

1101 00 00 190 — —

1101 00 00 900 — —

1102 10 00 600 01 104,00

1102 10 00 900 — —

1103 11 10 100 01 150,00

1103 11 10 200 01 150,00

1103 11 10 500 01 0

1103 11 10 900 01 0

1103 11 90 100 01 0

1103 11 90 900 — —
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(') Folgende Bestimmungen sind vorgesehen :
01 alle Drittländer,
02 andere Drittländer,
03 die Schweiz, Österreich und Liechtenstein,
04 die Schweiz, Österreich, Liechtenstein, Ceuta und Melilla,
05 Zone II b),
06 Sowjetunion .

NB : Die Zonen sind diejenigen, die in der Verordnung (EWG) Nr. 1124/77 der Kommission (ABl .
Nr. L 134 vom 28 . 5. 1977, S. 53), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 3049/89
(ABl. Nr. L 292 vom 11 . 10 . 1989, S. 10), bestimmt sind.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 695/91 DER KOMMISSION
vom 21 . März 1991

zur Festsetzung der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden
Berichtigung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des Rates
vom 29 . Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorgani­
sation für Getreide ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 3577/90 (2),

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2746/75 des Rates
vom 29 . Oktober 1975 über die Grundregeln für die
Gewährung von Erstattungen bei der Ausfuhr von
Getreide und über die Kriterien für die Festsetzung des
Erstattungsbetrags (3),

nach Stellungnahme des Währungsausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Aufgrund von Artikel 1 6 Absatz 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 2727/75 wird bei der Ausfuhr von Getreide aufgrund
eines bei Beantragung der Ausfuhrlizenz zu stellenden
Antrags der Erstattungsbetrag, der am Tage der Vorlage
des Antrags auf Erteilung einer Ausfuhrlizenz gilt und
nach Maßgabe des im Monat der Ausfuhr gültigen
Schwellenpreises zu berichtigen ist, auf ein Ausfuhrge­
schäft angewandt, das während der Gültigkeitsdauer dieser
Ausfuhrlizenz durchgeführt werden soll . In diesem Fall
wird der Erstattungsbetrag berichtigt.

Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2744/75 des Rates
vom 29. Oktober 1975 über die Regelung für die Einfuhr
und die Ausfuhr von Getreide- und Reisverarbeitungser­
zeugnissen (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 1906/87 (*), kann ein Berichtigungsbetrag für
bestimmte in Artikel 1 Buchstabe c) der Verordnung
(EWG) Nr. 2727/75 aufgeführte Erzeugnisse festgesetzt
werden .

Die Verordnung (EWG) Nr. 1281 /75 der Kommission (6)
hat die Einzelheiten für die Vorausfestsetzung der Erstat­
tung bei der Ausfuhr von Getreide und bestimmten
Verarbeitungserzeugnissen aus Getreide festgelegt.

Gemäß dieser Verordnung müssen bei der Festsetzung
des Berichtigungsbetrags für Getreide die Lage und die

voraussichtliche Entwicklung der Verfügbarkeit des
Getreides und seines Preises in der Gemeinschaft
einerseits und der Verkaufsmöglichkeiten und -bedin­
gungen für Getreide und Getreideerzeugnisse auf dem
Weltmarkt andererseits berücksichtigt werden. Nach der
gleichen Verordnung ist außerdem auf den Getreide­
märkten eine ausgeglichene Lage und eine natürliche
Entwicklung hinsichtlich der Preise und der Handels­
ströme sicherzustellen ; ferner ist dem wirtschaftlichen
Aspekt der Ausfuhren sowie der Notwendigkeit
Rechnung zu tragen , Marktstörungen in der Gemeinschaft
zu vermeiden.

Bei den in Artikel 1 Buchstabe c) der Verordnung (EWG)
Nr. 2727/75 genannten Erzeugnissen sind die in Artikel 2
Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1281 /75 festgelegten
besonderen Kriterien zu berücksichtigen.

Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor­
dernisse bestimmter Märkte können die Differenzierung
der Berichtigung gemäß ihrer Bestimmung erforderlich
machen .

Die Berichtigung muß gleichzeitig mit der Erstattung und
nach dem gleichen Verfahren festgesetzt werden ; sie
kann zwischenzeitlich abgeändert werden .

Um ein normales Funktionieren der Berichtigungsrege­
lung zu ermöglichen, ist bei der Berechnung der Berichti­
gungen zugrunde zu legen :

— für Währungen, die untereinander zu jedem Zeit­
punkt innerhalb einer maximalen Abweichung in
Höhe von 2,25 v. H. gehalten werden, ein Umrech­
nungssatz, der sich auf den Leitkurs dieser
Währungen stützt, multipliziert mit dem Berichti­
gungskoeffizienten gemäß Artikel 3 Absatz 1 letzter
Unterabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 1676/85 des
Rates Q, zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2205/90 (8),

— für die übrigen Währungen ein Umrechnungskurs,
der sich auf den Durchschnitt der im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften, Reihe C, in einem
bestimmten Zeitraum veröffentlichten Ecu-Umrech­
nungskurse stützt und auf den der im voraufgehenden
Gedankenstrich genannte Koeffizient angewandt wird .

Aus den vorgenannten Bestimmungen ergibt sich, daß
der Berichtigungsbetrag entsprechend dem Anhang dieser
Verordnung festgesetzt werden muß.

(') ABl. Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 1 .
O ABl. Nr. L 353 vom 17. 12. 1990, S. 23 .
O ABl. Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 78 .
(4) ABl . Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 65.
O ABl. Nr. L 182 vom 3 . 7 . 1987, S. 49 .
M ABl. Nr. L 131 vom 22. 5. 1975, S. 15.

O ABl. Nr. L 164 vom 24. 6 . 1985, S. 1 .
M ABl. Nr. L 201 vom 31 . 7. 1990, S. 9 .
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gesetzten Erstattungsbeträge für die Ausfuhr von Getreide
zu berichtigen sind, ist im Anhang festgesetzt.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Der in Artikel 16 Absatz 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 2727/75 genannte Betrag, um den die im voraus fest­

Artikel 2

. Diese Verordnung tritt am 22. März 1991 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 21 . März 1991

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 21 . März 1991 zur Festsetzung der bei der Erstattung
für Getreide anzuwendenden Berichtigung

(ECU / Tonne)

Erzeugniscode Bestimmung (')
laufender
Monat
3

1 . Term.

4

2. Term.

5

3 . Term.

6

4. Term.

7

5 . Term.

8

6. Term.

9

0709 90 60 000

0712 90 19 000 — — — — — — — —

1001 10 10 000 — — — — — — — —

1001 10 90 000 01 0 0 0 - 40,00 - 40,00 - 40,00 - 40,00
1001 90 91 000 — — — — — — — —

1001 90 99 000 01 0 0 0 0 - 30,00 - 30,00 - 30,00
1002 00 00 000 01 0 0 0 0 - 30,00 - 30,00 - 30,00
1003 00 10 000 01 0 0 0 - 30,00 - 30,00 - 30,00 - 30,00
1003 00 90 000 01 0 0 0 - 30,00 - 30,00 - 30,00 - 30,00
1004 00 10 000 — — — — — — — —

1004 00 90 000 — — — — — — ' —
—

1005 10 90 000 — — — — — — — —

1005 90 00 000 01 0 0 0 0 — — —

1007 00 90 000 — — — — — — — —

1008 20 00 000 — — — — — — — —

1101 00 00 100 01 0 0 - 30,00 - 30,00 - 30,00 - 30,00 - 30,00
1101 00 00 130 01 0 0 - 30,00 - 30,00 - 30,00 - 30,00 - 30,00
1101 00 00 150 01 0 0 0 0 - 30,00 - 30,00 - 30,00
1101 00 00 170 01 0 0 0 0 - 30,00 - 30,00 - 30,00
1101 00 00 180 01 0 0 0 0 - 30,00 - 30,00 - 30,00
1101 00 00 190 — — — — — —

—:
—

1101 00 00 900 — — — — — — — —

1102 10 00 600 01 0 0 0 0 - 30,00 - 30,00 - 30,00
1102 10 00 900 — — — — — — — —

1103 11 10 100 01 0 0 - 50,00 - 50,00 - 50,00 - 50,00 - 50,00
1103 11 10 200 01 0 0 - 50,00 - 50,00 - 50,00 - 50,00 - 50,00
1103 11 10 500 01 0 0 0 - 50,00 - 50,00 - 50,00 - 50,00
1103 11 10 900 01 ' 0 0 0 - 50,00 - 50,00 - 50,00 - 50,00
1103 11 90 100 01 0 0 0 0 - 30,00 - 30,00 - 30,00
1103 11 90 900 — — — — — — — —

(') Die Bestimmungen sind folgende :
Ol alle Drittländer.

NB : Die Zonen sind diejenigen, die in der Verordnung (EWG) Nr. 1124/77 der Kommission (ABl . Nr. L 134 vom 28 . 5. 1977, S. 53),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 3049/89 (ABl . Nr. L 292 vom 11 . 10 . 1989, S. 10), bestimmt sind.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 696/91 DER KOMMISSION
vom 21 . März 1991

zur Festsetzung der Beträge zur Senkung der Eingangsabgaben bei Rindfleisch
aus den Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean

(AKP)

gemäß Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 970/90 der
Kommission (3) berechnet werden —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 715/90 des Rates
vom 5. März 1990 über die Regelung für landwirtschaft­
liche Erzeugnisse und bestimmte aus landwirtschaftlichen
Erzeugnissen hergestellte Waren mit Ursprung in den
AKP-Staaten oder in den überseeischen Ländern und
Gebieten (ÜLG) ('), geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 523/91 (2), insbesondere auf Artikel 3,

in Erwägung nachstehender Gründe :
In Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 715/90 ist eine
90prozentige Senkung der Eingangsabgaben für Rind­
fleisch vorgesehen . Der Betrag dieser Senkung muß

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die in Artikel 3 der geänderten Verordnung (EWG) Nr.
715/90 vorgesehenen Beträge zur Senkung der Eingangs­
abgaben für Rindfleisch, die für die im Läufe des zweiten
Vierteljahres 1991 durchzuführenden Einfuhren gültig
sind, werden im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1 . April 1991 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen
Mitgliedstaat.

verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Brüssel, den 21 . März 1991

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

(') ABl. Nr. L 84 vom 30 . 3 . 1990, S. 85 .
(2) ABl. Nr. L 58 vom 5. 3 . 1991 , S. 1 . (3) ABl . Nr. L 99 vom 19 . 4. 1990, S. 8 .
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 697/91 DER KOMMISSION
vom 21 . März 1991

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Reis und Bruchreis

Erstattung für gewisse Erzeugnisse gemäß ihrer Bestim­
mung notwendig machen .

Zur Berücksichtigung der auf einigen Märkten beste­
henden Nachfrage nach verpacktem Langkornreis ist die
Festsetzung einer besonderen Erstattung für das betref­
fende Erzeugnis vorzusehen .

Die Erstattung muß mindestens einmal im Monat festge­
setzt werden ; sie kann innerhalb dieses Zeitraums abge­
ändert werden.

Um ein normales Funktionieren der Erstattungsregelung
zu erlauben , ist bei der Berechnung der Erstattungen
zugrunde zu legen :
— für Währungen, die untereinander zu jedem Zeit­
punkt innerhalb einer maximalen Abweichung in
Höhe von 2,25 v. H. gehalten werden, ein Umrech­
nungssatz, der sich auf den Leitkurs dieser
Währungen stützt, multipliziert mit dem Berichti­
gungskoeffizienten gemäß Artikel 3 Absatz 1 letzter
Unterabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 1676/85 des
Rates (i), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2205/90 (6),

— für die übrigen Währungen ein Umrechnungskurs,
der sich auf den Durchschnitt der im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften, Reihe C, in einem
bestimmten Zeitraum veröffentlichten Ecu-Umrech­
nungskurse stützt und auf den der im voraufgehenden
Gedankenstrich genannte Koeffizient angewandt wird.

Die Anwendung dieser Modalitäten auf die gegenwärtige
Lage des Reismarkts und insbesondere auf die Notie­
rungen oder Preise von Reis und Bruchreis in der
Gemeinschaft und auf dem Weltmarkt führt zu einer
Festsetzung der Erstattung in Höhe der im Anhang zu
dieser Verordnung genannten Beträge.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Getreide —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1418/76 des Rates
vom 21 . Juni 1976 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Reis ('), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 1806/89 (2), insbesondere auf Artikel 17 Absatz
2 vierter Unterabsatz erster Satz,

nach Stellungnahme des Währungsausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Artikel 17 der Verordnung (EWG) Nr. 1418/76 bestimmt,
daß der Unterschied zwischen den Notierungen oder den
Preisen auf dem Weltmarkt für die in Artikel 1 dieser
Verordnung genannten Erzeugnisse und den Preisen für
diese Erzeugnisse in der Gemeinschaft durch eine Erstat­
tung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden kann .

Gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1431 /76 des
Rates vom 21 . Juni 1976 über die Grundregeln für die
Gewährung von Erstattungen bei der Ausfuhr von Reis
und über die Kriterien für die Festsetzung der Erstat­
tungsbeträge (3) müssen die Erstattungen festgesetzt
werden unter Berücksichtigung der Lage und der voraus­
sichtlichen Entwicklung der Verfügbarkeit von Reis und
Bruchreis und deren Preisen in der Gemeinschaft einer­
seits und der Preise für Reis und Bruchreis auf dem Welt­
markt andererseits . Nach dem gleichen Text ist es eben­
falls wichtig, auf den Reismärkten eine ausgeglichene
Lage und eine natürliche Entwicklung hinsichtlich der
Preise und der Handelsströme sicherzustellen. Ferner ist
es wichtig, dem wirtschaftlichen Gesichtspunkt der künf­
tigen Ausfuhren sowie dem Interesse an der Vermeidung
von Marktstörungen in der Gemeinschaft Rechnung zu
tragen .

Die Verordnung (EWG) Nr. 1361 /76 der Kommission (4)
hat die Höchstmenge Bruchreis festgelegt, die der Reis
enthalten darf, für den die Erstattung bei der Ausfuhr fest­
gesetzt wird, und hat den Prozentsatz der Verminderung
bestimmt, der auf die Erstattung angewandt wird, wenn
der im ausgeführten Reis enthaltene Anteil Bruchreis
diese Höchstmenge übersteigt.

Die Verordnung (EWG) Nr. 1431 /76 hat in Artikel 3 die
besonderen Kriterien festgesetzt, die bei der Berechnung
der Erstattungen bei der Ausfuhr von Reis und Bruchreis
zu berücksichtigen sind.

Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor­
dernisse bestimmter Märkte können die Unterteilung der

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Ausfuhrerstattungen für die in Artikel 1 , ausge­
nommen die in Absatz 1 unter Buchstabe c), der Verord­
nung (EWG) Nr. 1418/76 genannten Erzeugnisse im
ursprünglichen Zustand werden wie im Anhang ange­
geben festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 22. März 1991 in Kraft.
(') ABl . Nr. L 166 vom 25. 6. 1976, S. 1 .
f) ABl. Nr. L 177 vom 24. 6. 1989, S. 1 .
O ABl. Nr. L 166 vom 25. 6. 1976, S. 36 .
Y) ABl. Nr. L 154 vom 15. 6 . 1976, S. 11 .

O ABl. Nr. L 164 vom 24. 6 . 1985, S. 1 .
<) ABl . Nr. L 201 vom 31 . 7. 1990, S. 9 .
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 21 . März 1991

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 21 . März 1991 zur Festsetzung der Ausfuhr­
erstattungen für Reis und Bruchreis

(ECU / Tonne)

Erzeugniscode Bestimmung (') Erstattungsbetrag

1006 20 11 000 — —

1006 20 13 000 01 200,60

1006 20 15 000 01 200,60

1006 20 17 000 — —

1006 20 92 000 — —

1006 20 94 000 01 200,60

1006 20 96 000 01 200,60

1006 20 98 000 — —

1006 30 21 000 — —

1006 30 23 000 01 200,60

1006 30 25 000 01 200,60

1006 30 27 000 — —

1006 30 42 000 — —

1006 30 44 000 01 200,60

1006 30 46 000 01 200,60

1006 30 48 000 — —

1006 30 61 000 — —

1006 30 63 100 ' 01 250,75
03 256,75
05 256,75
06 261,75
07 261,75

\ 08 256,75
09 256,75
10 261,75
11 261,75
12 261,75
13 250,75
14 261,75

1006 30 63 900 01 250,75
I 13 250,75

1006 30 65 100 01 250,75
03 256,75
05 256,75
06 261,75
07 261,75
08 256,75
09 256,75
10 261,75
11 261,75
12 261,75
13 250,75
14 261,75

1006 30 65 900 01 250,75
l 13 250,75

1006 30 67 100 . — —

1006 30 67 900 — —

1006 30 92 000 — —
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(ECU / Tonne)

Erzeugniscode Bestimmung (') Erstattungsbetrag

1006 30 94 100 01 250,75
03 256,75

I 05 256,75
06 261,75
07 261,75
08 256,75

1 09 256,75
10 261,75
11 261,75

\ 12 261,75
13 250,75
14 261,75

1006 30 94 900 01 250,75
13 250,75
15 —

1006 30 96 100 01 250,75
03 256,75
05 256,75
06 261,75
07 261,75
08 256,75
09 256,75
10 261,75
11 261,75
12 261,75
13 250,75
14 261,75

1006 30 96 900 01 250,75
13 250,75
15 —

1006 30 98 100 — —

1006 30 98 900 — —

1006 40 00 000 — —

(') Folgende Bestimmungen sind vorgesehen :
01 Österreich, Liechtenstein, die Schweiz, die Gebiete der Gemeinden Livigno und Campione d'Italia,
02 Drittländer, mit Ausnahme von Österreich, Liechtenstein, der Schweiz und der Gebiete der Gemeinden

Livigno und Campione d'Italia,
03 die Zone I ,

04 Drittländer, mit Ausnahme von Österreich, Liechtenstein, der Schweiz, der Gebiete der Gemeinden Livigno
und Campione d'Italia und den Ländern der Zone I,

05 die Zone II b),
06 die Zone IV a),
07 die Zone IV b),
08 die Zone VI,
09 die Kanarischen Inseln, Ceuta und Melilla,
10 die Zone V a),
11 die Zone VII c),
12 Kanada,

1 3 die Bestimmungen, genannt in Artikel 34 der Verordnung (EWG) Nr. 3665/87 der Kommission (ABl . Nr. L
351 vom 14. 12. 1987, S. 1 ),

14 die Zone VIII, mit Ausnahme von Surinam, Guyana und Madagaskar,
15 Die Zone I, die Zone II, die Zone III, die Zone IV, die Zone V, die Zone VI und die Zone VIII, mit
Ausnahme von Surinam, Guyana und Madagaskar.

NB : Die Zonen sind diejenigen, die in der Verordnung (EWG) Nr. 1124/77 der Kommission (ABl .
Nr. L 134 vom 28 . 5 . 1977, S. 53), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 3049/89
(ABl . Nr. L 292 vom 11 . 10 . 1989, S. 10), bestimmt sind.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 698/91 DER KOMMISSION
vom 21 . März 1991

zur Festsetzung der bei der Erstattung für Reis und Bruchreis anzuwendenden
Berichtigung

Verordnung (EWG) Nr. 1428/76 des Rates (^ festgesetzte
Preis, wobei für jeden Monat der Gültigkeitsdauer der
Ausfuhrlizenz der anhand der Angebote für Verladungen
während des Monats der Ausfuhr berechnete cif-Preis
zugrunde gelegt wird.

Um ein normales Funktionieren der Erstattungsregelung
zu ermöglichen, ist bei der Berechnung der Erstattung
zugrunde zu legen :

— für Währungen, die untereinander zu jedem Zeit­
punkt innerhalb einer maximalen Abweichung in
Höhe von 2,25 v. H. gehalten werden, ein Umrech­
nungssatz, der sich auf den Leitkurs dieser
Währungen stützt, multipliziert mit dem Berichti­
gungskoeffizienten gemäß Artikel 3 Absatz 1 letzter
Unterabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 1676/85 des
Rates (6), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2205/90 O,

— für die übrigen Währungen ein Umrechnungskurs,
der sich auf den Durchschnitt der im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften, Reihe C, in einem
bestimmten Zeitraum veröffentlichten Ecu-Umrech­
nungskurse stützt und auf den der im voraufgehenden
Gedankenstrich genannte Koeffizient angewandt wird.

Aus den vorgenannten Bestimmungen ergibt sich, daß die
Höhe der anzuwendenden Berichtigung wie im Anhang
angegeben festzusetzen ist.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Getreide —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1418/76 des Rates
vom 21 . Juni 1976 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Reis ('), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 1806/89 (2), insbesondere auf Artikel 17 Absatz
4 zweiter Unterabsatz,

nach Stellungnahme des Währungsausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Aufgrund von Artikel 17 Absatz 4 erster Unterabsatz der
Verordnung (EWG) Nr. 1418/76 wird bei der Ausfuhr von
Reis und Bruchreis aufgrund eines bei Beantragung der
Ausfuhrlizenz zu stellenden Antrags der Erstattungsbetrag,
der vom Tag der Vorlage des Antrags auf Erteilung einer
Ausfuhrlizenz gilt und nach Maßgabe des im Monat der
Ausfuhr gültigen Schwellenpreises zu berichtigen ist, auf
ein Ausfuhrgeschäft angewandt, das während der Gültig­
keitsdauer dieser Ausfuhrlizenz durchgeführt werden soll .
In diesem Fall wird der Erstattungsbetrag berichtigt.

In der Verordnung Nr. 474/67/EWG der Kommission (3),
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1397/68 (4),
sind die Durchführungsbestimmungen für die Vorausfest­
setzung der Erstattung bei der Ausfuhr von Reis und
Bruchreis festgelegt worden.

Aufgrund dieser Verordnung ist bei der Vorausfestsetzung
der Ausfuhrerstattung die am Tag der Vorlage des Antrags
auf Erteilung der Ausfuhrlizenz gültige Ausfuhrerstattung,
vermindert um einen Betrag, der höchstens dem Unter­
schied zwischen dem cif-Preis für Terminkäufe und dem
cif-Preis gleich ist, gültig, wenn ersterer um mehr als 0,30
ECU/Tonne über letzterem liegt. Die Ausfuhrerstattung
ist dagegen um einen Betrag zu erhöhen, der höchstens
dem Unterschied zwischen dem cif-Preis und dem cif­
Preis für Terminkäufe gleich ist, wenn ersterer um mehr
als 0,30 ECU/Tonne über letzterem liegt.

Der cif-Preis ist der nach Artikel 16 der Verordnung
(EWG) Nr. 1418/76 ermittelte cif-Preis . Als cif-Preis für
Terminkäufe gilt der gemäß Artikel 3 Absatz 2 der

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Der in Artikel 17 Absatz 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 1418/76 genannte Betrag, um den die im voraus fest­
gesetzten Erstattungsbeträge für die Ausfuhr von Reis und
Bruchreis zu berichtigen sind, ist im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1 . April 1991 in Kraft.
(') ABl . Nr. L 166 vom 25. 6. 1976, S. 1 .
o ABl. Nr. L 177 vom 24. 6. 1989, S. 1 .
O ABl. Nr. 204 vom 24. 8 . 1967, S. 20 .
4) ABl . Nr. L 222 vom 10 . 9 . 1968 , S. 6 .

0 ABl. Nr. L 166 vom 25. 6 . 1976, S. 30 ,
(6) ABl . Nr. L 164 vom 24. 6 . 1985, S. 1 .
Q ABl . Nr. L 201 vom 31 . 7. 1990, S. 9 .
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 21 . März 1991

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 21 . März 1991 zur Festsetzung der bei der Erstattung
für Reis und Bruchreis anzuwendenden Berichtigung

(ECU/Tonne)

Erzeugniscode Bestimmung (')
Laufender Monat

4
1 . Term.

5
2. Term.

6
3 . Term.

7

1006 20 11 000
1006 20 13 000 01 0 0 0 0
1006 20 15 000 01 0 0 0 0
1006 20 17 000 — — — —

1006 20 92 000 —■ — — — —

1006 20 94 000 01 0 0 0 0
1006 20 96 000 01 0 0 0 0 .
1006 20 98 000 — — — —

1006 30 21 000 — — — —

1006 30 23 000 01 0 0 0 0
1006 30 25 000 01 0 0 0 0
1006 30 27 000 — — — —

1006 30 42 000 — — — —

1006 30 44 000 01 0 0 0 0
1006 30 46 000 01 0 0 0 0
1006 30 48 000 — — — —

1006 30 61 000 — — —

1006 30 63 100 01 0 0 0 0
l 03 0 0 0 0

05 0 0 0 0
06 0 0 0 0
07 0 0 0 0

I 08 0 0 0 0
09 0 0 0 0

\ 10 0 0 0 0
11 0 0 0 0
12 0 0 0 0
13 0 0 0 0
14 0 0 0 0

1006 30 63 900 01 0 0 0 0
13 0 0 0 0

1006 30 65 100 01 0 0 0 0
03 0 0 0 0
05 0 0 0 0

\ 06 0 0 0 0
07 0 0 0 0
08 0 0 0 0
09 0 0 0 0
10 0 0 0 0
11 0 0 0 0

l 12 0 0 0 0
13 0 0 0 0
14 0 0 0 0

1006 30 65 900 01 0 0 0 0

I 13 0 0 0 0
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(ECU/Tonne)

Erzeugniscode Bestimmung (')
Laufender Monat

3
1 . Term.

4

2. Term.
5

3 . Term.
6

1006 30 67 100 _ _

1006 30 67 900 — — — — —

1006 30 92 000 — — — — —

1006 30 94 100 01 0 0 0 0
03 0 0 0 0
05 0 0 0 0
06 0 0 0 0
07 0 0 0 0
08 0 0 0 0
09 0 0 0 0
10 0 0 0 0

! 11 0 0 0 0
12 0 0 0 0
13 0 0 0 0
14 0 0 0 0

1006 30 94 900 01 0 0 0 0
13 0 0 0 0
15 0 0 0 0

1006 30 96 100 01 0 0 0 0
03 0 0 0 0
05 0 0 0 0
06 0 0 0 0
07 0 0 0 0

! 08 0 0 0 0
09 0 0 0 0
10 0 0 0 0
11 0 0 0 0
12 0 0 0 0
13 0 0 0 0

I 14 0 0 0 0
1006 30 96 900 01 0 0 0 ,0

13 0 0 0 0
I 15 0 0 0 0

1006 30 98 100 — — — —

1006 30 98 900 — — — —

1006 40 00 000 — — — — —

(') Folgende Bestimmungen sind vorgesehen :
01 Österreich, Liechtenstein, die Schweiz, die Gebiete der Gemeinden Livigno und Campione d'Italia,
02 Drittländer, mit Ausnahme von Österreich, Liechtenstein, der Schweiz und der Gebiete der Gemeinden Livigno und Campione d'Italia,
03 die Zone I ,

04 Drittländer, mit Ausnahme von Österreich , Liechtenstein, der Schweiz, der Gebiete der Gemeinden Livigno und Campione d'Italia und den Ländern
der Zone I,

05 die Zone II b),
06 die Zone IV a),
07 die Zone IV b), 1
08 die Zone VI,
09 die Kanarischen Inseln , Ceuta und Melilla,
10 die Zone V a),
11 die Zone VII c),
12 Kanada,

13 die Bestimmungen, genannt in Artikel 34 der Verordnung (EWG) Nr. 3665/87 der Kommission (ABl . Nr. L 351 vom 14 . 12, 1987, S. 1 ),
14 die Zone VIII, mit Ausnahme von Surinam, Guyana und Madagaskar,
15 Die Zone I, die Zone II, die Zone III, die Zone IV, die Zone V, die Zone VI und die Zone VIII, mit Ausnahme von Surinam, Guyana und Mada­
gaskar.

NB : Die Zonen sind diejenigen, die in der Verordnung (EWG) Nr. 1124/77 der Kommission (ABl . Nr. L 134 vom 28 . 5. 1977, S. 53),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 3049/89 (ABl . Nr. L 292 vom 11 . 10 . 1989, S. 10), bestimmt sind.
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 1 . März 1991

zur Ermächtigung des Königreichs Spanien zur Einführung einer inner­
gemeinschaftlichen Überwachung der Einfuhren bestimmter aus der UdSSR
stammender und in der Gemeinschaft im freien Verkehr befindlicher Textil­

waren der Kategorie 117
(Nur der spanische Text ist verbindlich)

(91 / 154/EWG)

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 115
Absatz 1 ,

gestützt auf die Entscheidung 87/433/EWG der Kommis­
sion vom 22. Juli 1987 betreffend Uberwachungs- und
Schutzmaßnahmen, zu denen die Mitgliedstaaten nach
Artikel 115 des EWG-Vertrags ermächtigt werden
können ('), insbesondere auf die Artikel 1 und 2,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Gemäß der Entscheidung 87/433/EWG dürfen die
Mitgliedstaaten die darin genannten Einfuhren nur nach
vorheriger Ermächtigung durch die Kommission einer
innergemeinschaftlichen Überwachung unterwerfen .
1989 schloß die Gemeinschaft mit der Union der Soziali­
stischen Sowjetrepubliken ein Abkommen über den
Handel mit Textilwaren ; zur Durchführung dieses
Abkommens führte der Rat mit der Verordnung (EWG)
Nr. 1925/90 (2) eine besondere gemeinsame Einfuhrrege­
lung für diese Textilwaren ein . In diesem Zusammenhang
unterliegt die Einfuhr von Textilwaren der Kategorie 117
in die Gemeinschaft bis 1992 jährlichen Höchstmengen,
die auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt sind. Die Höchst­
menge für Spanien beträgt 100 Tonnen.

Am 20. Februar 1991 stellte die spanische Regierung bei
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften einen
Antrag gemäß Artikel 2 der Entscheidung 87/433/EWG,

um ermächtigt zu werden, aus der UdSSR stammende
und in der Gemeinschaft im freien Verkehr befindliche
Textilwaren der Kategorie 117 einer innergemeinschaft­
lichen Überwachung zu unterwerfen.
Die Kommission hat die zur Begründung des Antrags von
den spanischen Behörden erteilten Angaben anhand der
Kriterien der Entscheidung 87/433/EWG eingehend
geprüft.
Sie prüfte insbesondere, ob die Einfuhren für eine inner­
gemeinschaftliche Überwachung nach Artikel 2 der
Entscheidung 87/433/EWG in Betracht kommen und ob
nähere Angaben zu den geltend gemachten wirtschaft­
lichen Schwierigkeiten und der Gefahr von Verkehrsver­
lagerungen gemacht wurden.
Diese Prüfung ergibt, daß Verkehrsverlagerungen drohen
und daß es sich empfiehlt, eine vollständige Kenntnis
über die voraussichtlichen Einfuhren aus anderen
Mitgliedstaaten sicherzustellen , um jede gefährliche
Entwicklung rasch zu erkennen.

Infolgedessen ist das Königreich Spanien zu ermächtigen ,
die betreffenden Einfuhren bis zum 31 . Dezember 1991
einer vorherigen innergemeinschaftlichen Überwachung
zu unterwerfen —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Das Königreich Spanien wird ermächtigt, gemäß der
Entscheidung 87/433/EWG die Einfuhren der nach­
stehend genannten Textilwaren mit Ursprung in der
UdSSR bis zum 31 . Dezember 1991 einer innergemein­
schaftlichen Überwachung zu unterwerfen.

(') ABl . Nr. L 238 vom 21 . 8 . 1987, S. 26 .
O ABl . Nr. L 177 vom 10. 7. 1990, S. 1 .
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Warenbezeichnung
Gewebe aus Leinen oder Ramie.

Kategorie
117.

Artikel 2

Diese Entscheidung gilt bis zum 31 . Dezember 1991 .

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an das Königreich Spanien
gerichtet.

Brüssel, den 1 . Marz 1991

Für die Kommission

Frans ANDRIESSEN

Vizepräsident
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RICHTLINIE DER KOMMISSION

vom 5 . März 1991

zur Festlegung der Einzelheiten eines besonderen Informationssystems für
gefährliche Zubereitungen gemäß Artikel 10 der Richtlinie 88/379/EWG des

Rates

(91 / 155/EWG)

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 88/379/EWG des Rates vom 7.
Juni 1988 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften der Mitgliedstaaten für die Einstufung,
Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher Zuberei­
tungen ('), zuletzt geändert durch die Richtlinie
90/492/EWG der Kommission (2), insbesondere auf
Artikel 10 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die in der Richtlinie 88/379/EWG vorgeschriebene
Kennzeichnung stellt eine grundlegende, auf die
möglichen Gefahren der Zubereitungen knapp und klar
hinweisende Information für die Benutzer gefährlicher
Zubereitungen dar ; diese Kennzeichnung muß durch
eine ausführlichere Information für die berufsmäßigen
Verwender ergänzt werden .

Artikel 10 der Richtlinie 88/379/EWG sieht die Schaf­
fung eines Informationssystems für gefährliche Zuberei­
tungen in Form eines Sicherheitsdatenblattes vor und
führt weiter aus, daß diese Information in erste Linie für
die Verwendung durch berufsmäßige Benutzer bestimmt
ist und es diesen ermöglichen soll, die für den Gesund­
heitsschutz und die Sicherheit am Arbeitsplatz erforder­
lichen Maßnahmen zu treffen .

Es besteht eine enge Verbindung zwischen der Richtlinie
88/379/EWG und der Richtlinie 67/548/EWG des Rates
vom 27. Juni 1967 zur Angleichung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften für die Einstufung, Verpackung
und Kennzeichnung gefährlicher Stoffe (3), zuletzt geän­
dert durch die Richtlinie 90/51 7/EWG (4). Deshalb ist es
höchst wünschenswert, daß die Sicherheitsdatenblätter für
gefährliche Stoffe und Zubereitungen einheitlich gestaltet
werden. Die für die gefährlichen Stoffe geltenden Durch­
führungsbestimmungen werden zu einem späteren Zeit­
punkt festgelegt.

Der Beratende Ausschuß für Sicherheit, Arbeitshygiene
und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz, der durch den

Beschluß 74/325/EWG des Rates (s), zuletzt geändert
durch die Akte über den Beitritt Spaniens und Portugals,
eingesetzt wurde, ist gehört worden .

Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für die
Anpassung der Richtlinien zur Beseitigung technischer
Handelshemmnisse im Bereich der gefährlichen Stoffe
und Zubereitungen an den technischen Fortschritt —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 1

(1 ) Die in der Gemeinschaft niedergelassene und für
das Inverkehrbringen eines gefährlichen Stoffes oder einer
gefährlichen Zubereitung verantwortliche Person, sei es
der Hersteller, Importeur oder Händler, hat dem
Abnehmer, das heißt dem berufsmäßigen Benutzer, die in
Artikel 3 genannten Informationen auf einem Sicher­
heitsdatenblatt zu liefern.

(2) Die Informationen sind dem Abnehmer spätestens
bei der ersten Lieferung des chemischen Stoffes oder der
Zubereitung und später nach jeder Überarbeitung, die
aufgrund wichtiger neuer Informationen im Zusammen­
hang mit der Sicherheit, dem Gesundheitsschutz und der
Umwelt vorgenommen wird, kostenlos zu übermitteln .

Die neue Fassung des Sicherheitsdatenblattes ist mit der
Angabe „Überarbeitet am (Datum)" zu versehen
und allen Abnehmern, die den Stoff oder die Zubereitung
in den vorausgegangenen zwölf Monaten erhalten haben,
kostenlos zu übermitteln .

(3) Das Sicherheitsdatenblatt muß nicht geliefert
werden, wenn gefährliche Stoffe und Zubereitungen, die
im Einzelhandel für jedermann erhältlich sind, mit
ausreichenden Informationen versehen sind, die es dem
Benutzer ermöglichen, die erforderlichen Maßnahmen für
den Gesundheitsschutz und die Sicherheit zu ergreifen .
Verlangt ein berufsmäßiger Benutzer jedoch ein Sicher­
heitsdatenblatt, so muß ihm dieses geliefert werden .

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten können das Inverkehrbringen gefähr­
licher Stoffe oder Zubereitungen auf ihrem Gebiet davon
abhängig machen, daß das Sicherheitsdatenblatt nach
Artikel 1 in der Amtssprache oder in den Amtssprachen
abgefaßt ist.(') ABl . Nr. L 187 vom 16. 7. 1988, S. 14 .

(2) ABl. Nr. L 275 vom 5. 10 . 1990, S. 35 .
(3) ABl. Nr. 196 vom 16. 8 . 1967, S. 1 .
(4) ABl. Nr. L 287 vom 19 . 10 . 1990, S. 37. (5) ABl . Nr. L 185 vom 9. 7. 1974, S. 15.
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Artikel 5

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis
spätestens 30 . Mai 1991 die erforderlichen Rechtsvor­
schriften , um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie setzen
die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis .

(2) Sie wenden diese Rechtsvorschriften ab dem 8 . Juni
1991 an .

Abweichend hiervon können die in den Mitgliedstaaten
in der Art eines Sicherheitsdatenblattes verwendeten
Informationssysteme in Ausnahmefällen noch bis zum
30. Juni 1993 weiter im Einsatz bleiben .

(3) Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften
erlassen, nehmen sie in diesen Vorschriften selbst oder
bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie
Bezug. Sie regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

Artikel 3

Das in Artikel 1 genannte Sicherheitsdatenblatt muß
zwingend folgende Angaben enthalten :
1 . Stoff/Zubereitungs- und Firmenbezeichnung
2. Zusammensetzung/Angaben zu Bestandteilen
3 . Mögliche Gefahren
4. Erste-Hilfe-Maßnahmen

5. Maßnahmen zur Brandbekämpfung
6. Maßnahmen bei unbeabsichtigter Freisetzung
7 . Handhabung und Lagerung
8 . Expositionsbegrenzung und persönliche Schutzausrü­
stungen

9 . Physikalische und chemische Eigenschaften
10 . Stabilität und Reaktivität

11 . Angaben zur Toxikologie
12. Angaben zur Ökologie
13 . Hinweise zur Entsorgung
14. Angaben zum Transport
15. Vorschriften

16. Sonstige Angaben.
Für diese Angaben ist die für das Inverkehrbringen des
Stoffes oder der Zubereitung verantwortliche Person
zuständig. Sie werden gemäß den Erläuterungen im
Anhang zusammengestellt. Das Datenblatt muß mit dem
Datum versehen werden .

Artikel 4

Die für die gefährlichen Stoffe geltenden Durchführungs­
bestimmungen zu dieser Richtlinie werden später
erlassen .

Artikel 6

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 5. März 1991

Für die Kommission

Martin BANGEMANN

Vizepräsident
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ANHANG

LEITFADEN ZUR ERSTELLUNG DES SICHERHEITSDATENBLATTES

Die folgenden Erläuterungen sollen als Anleitung dienen. Es soll sichergestellt werden, daß die zwingenden
Angaben zu jedem in Artikel 3 aufgeführten Punkt es dem berufsmäßigen Benutzer ermöglichen, die
notwendigen Maßnahmen für den Gesundheitsschutz und die Sicherheit am Arbeitsplatz zu ergreifen.

Die Angaben sind kurz und klar abzufassen.

Angesichts der Vielfalt der Eigenschaften von Stoffen oder Zubereitungen können in einigen Fällen zusätz­
liche Informationen erforderlich sein . Sind in anderen Fällen Informationen über bestimmte Eigenschaften
erwiesenermaßen ohne Bedeutung oder aus technischen Gründen nicht zu ermitteln, so kann auf ihre
Nennung unter Angabe von Gründen verzichtet werden.

Die Reihenfolge der in Artikel 3 aufgeführten Punkte ist nicht zwingend, sie wird jedoch empfohlen .
Die Änderungen, die bei der Überarbeitung -eines Sicherheitsdatenblattes vorgenommen werden, sind dem
Abnehmer zur Kenntnis zu bringen.

1 . Stoff-/Zubereitungs- und Firmenbezeichnung

1.1 . Bezeichnung des Stoffes oder der Zubereitung
Die verwendete Bezeichnung muß mit derjenigen auf dem Etikett der Verpackung übereinstimmen und
Anhang VI Teil II der Richtlinie 67/548/EWG entsprechen .

Gibt es andere Bezeichnungen, so können diese auch aufgeführt werden.

1 .2. Firmenbezeichnung

— Bezeichnung desjenigen, der in der Gemeinschaft niedergelassen und für das Inverkehrbringen des
Stoffes oder der Zubereitung verantwortlich ist, sei es Hersteller, Einführer oder Händler ;

— Vollständige Anschrift und Telefonnummer dieser verantwortlichen Person.

1.3 . Zur Vervollständigung dieser Angaben ist die Notrufnummer der Gesellschaft und/oder einer öffent­
lichen Beratungsstelle gemäß Artikel 12 der Richtlinie 88/379/EWG anzugeben.

2. Zusammensetzung/Angaben zu Bestandteilen

Anhand der Angaben sollte der Abnehmer ohne Schwierigkeiten die Gefährdungen durch den Stoff
oder die Zubereitung erkennen können.

Bei einer Zubereitung gilt :
a) Es ist nicht unbedingt die vollständige Zusammensetzung (Art der Bestandteile und ihre jeweilige
Konzentration) anzugeben .

b) Folgende Bestandteile müssen jedoch mit ihren jeweiligen Konzentrationen oder Konzentrationsbe­
reichen angegeben werden, sobald ihr Gehalt in der Zubereitung die in Artikel 3 Absatz 6 Buchstabe
a) der Richtlinie 88/379/EWG festgelegten Grenzen erreicht oder übersteigt (falls nicht niedrigere
Grenzen anzuwenden sind) :
— gesundheitsgefährdende Stoffe im Sinne der Richtlinie 67/548/EWG
und

— zumindest Stoffe, für die gemäß den Gemeinschaftsvorschriften anerkannte Grenzwerte gelten,
die jedoch nicht unter die obengenannte Richtlinie fallen.

c) Für die obengenannten Stoffe ist die jeweilige Einstufung (entsprechend Artikel 5 Absatz 2 oder
Anhang I der Richtlinie 67/548/EWG) in Form der für die Gesundheitsgefahren zutreffenden
Symbole und R-Sätze anzugeben.

d) Ist die Identität von Stoffen nach Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie 88/379/EWG vertraulich zu
behandeln, so sind zur Gewährleistung einer sicheren Handhabung ihre chemischen Eigenschaften
zu beschreiben. Es ist diejenige Stoffbezeichnung anzugeben, die bei der Anwendung des vorge­
nannten Verfahrens festgelegt wurde.

3 . Mögliche Gefahren

Die wichtigsten Gefährdungen, die von dem Stoff oder der Zubereitung insbesondere für Mensch und
Umwelt ausgehen, sind kurz und klar zu beschreiben.
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Die wichtigsten schädlichen Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit sowie die Symptome, die
bei der Verwendung und einem absehbaren Mißbrauch auftreten können, sind zu beschreiben.
Die Angaben sollen von den Angaben auf dem Etikett ausgehen, müssen diese jedoch nicht wieder­
holen.

4. Erste-Hilfe-Maßnahmen

Anzugeben sind die erforderlichen Erste-Hilfe-Maßnahmen und ob eine sofortige ärztliche Untersu­
chung notwendig ist.
Die Anweisungen für die Erste Hilfe müssen für das Opfer, Umstehende und Erste-Hilfe-Leistende
kurz, klar und verständlich formuliert sein. Symptome und Auswirkungen sind kurz zu beschreiben.
Aus den Angaben muß hervorgehen, welche Sofortmaßnahmen bei Unfällen zu ergreifen sind und ob
mit möglichen verzögerten Wirkungen aufgrund der Exposition gerechnet werden muß .
Die Informationen sind mit Hilfe von Unterüberschriften nach den verschiedenen Expositionswegen,
d . h . Einatmen, Haut- und Augenkontakt und Verschlucken, zu unterteilen.
Es ist anzugeben, ob eine ärztliche Betreuung erforderlich oder angeraten ist.
Bei einigen Stoffen und Zubereitungen kann es von Bedeutung sein, darauf hinzuweisen, daß, um eine
gezielte und sofortige Behandlung zu gewährleisten, am Arbeitsplatz besondere Mittel verfügbar sein
müssen .

5 . Maßnahmen zur Brandbekämpfung

Anzugeben sind die Anforderungen an die Bekämpfung eines Brandes, der von einem Stoff oder einer
Zubereitung ausgeht oder diese betreffen könnte, insbesondere :
— geeignete Löschmittel,
— aus Sicherheitsgründen ungeeignete Löschmittel ,
— besondere Gefährdungen durch den Stoff oder die Zubereitung selbst, seine Verbrennungsprodukte

oder entstehende Gase,

— besondere Schutzausrüstung bei der Brandbekämpfung.

6. Maßnahmen bei unbeabsichtigter Freisetzung

Je nach Stoff oder Zubereitung können folgende Informationen erforderlich sein :
— Personenbezogene Vorsichtsmaßnahmen :

z . B. Entfernen von Zündquellen, Sicherstellen einer ausreichenden Belüftung/eines ausreichenden
Atemschutzes, Vermeiden von Staubentwicklung, Verhindern von Haut- und Augenkontakt.

— Umweltschutzmaßnahmen :
z. B. Verhütung des Eindringens in die Kanalisation, in Oberflächen- und Grundwasser sowie in den
Boden, eventuelle Alarmierung der Nachbarschaft.

— Verfahren zur Reinigung :
z . B. Einsatz absorbierender Stoffe (z . B. Sand, Kieselgur, saure Bindemittel, Universalbindemittel ,
Sägemehl . . .), Niederschlagen von Gas und Rauch mit Wasser, Verdünnung.

Außerdem ist möglicherweise auf Mittel, die keinesfalls verwendet werden dürfen, oder auf geeignete
Neutralisierungsmittel hinzuweisen, z . B. „Keinesfalls verwenden" . . . , „Neutralisieren mit".
NB : Gegebenenfalls ist auf die Punkte 8 und 13 zu verweisen .

7. Lagerung und Handhabung

7.1 . Handhabung
Anzugeben sind Schutzmaßnahmen für den sicheren Umgang einschließlich Empfehlungen für
technische Maßnahmen, wie zum Beispiel örtliche Absaugung und Lüftungsmaßnahmen, Maßnahmen
zur Verhinderung von Aerosol- und Staubbildung, Brandschutzmaßnahmen, sowie weitere spezifische
Anforderungen oder Handhabungsregeln im Zusammenhang mit dem Stoff oder der Zubereitung (z. B.
geeignete oder nicht zulässige Arbeitsverfahren und Geräte). Die Art der Maßnahme sollte nach
Möglichkeit kurz beschrieben werden.

7.2. Lagerung
Anzugeben sind die Bedingungen für eine sichere Lagerung, wie z . B. spezielle Anforderungen an
Lagerräume oder -behälter (einschließlich Rückhaltewände und Belüftung), unverträgliche Materialien,
Lagerbedingungen (Temperatur- und Feuchtigkeitsgrenze/-bereich, Licht, Inertgas . . .), besondere
Anforderungen an elektrische Anlagen und Geräte, sowie Maßnahmen gegen statische Aufladung.
Anzugeben sind, falls erforderlich, Mengenbegrenzungen in Abhängigkeit von den Lagerbedingungen .
Anzugeben sind insbesondere Spezialinformationen, wie die Art des Materials, das für die Verpak­
kung/die Behältnisse des Stoffes oder der Zubereitung verwendet wird.
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8 . Expositionsbegrenzung und persönliche Schutzausrüstungen

Maßnahmen zur Begrenzung und Überwachung der Exposition umfassen alle Maßnahmen, die während
der Verwendung des Stoffes oder der Zubereitung zu ergreifen sind, um die Exposition der Beschäf­
tigten so gering wie möglich zu halten.

Technische Maßnahmen haben Vorrang vor dem Einsatz persönlicher Schutzausrüstungen . Deshalb
sind Angaben über die Gestaltung der technischen Anlagen zu machen, z. B. geschlossene Anlagen .
Diese Angaben sollen die bereits in Punkt 7.1 empfohlenen Maßnahmen ergänzen.

Anzugeben sind spezifische zu überwachende Parameter, z. B. Grenzwerte in der Luft oder in biologi­
schem Material, sowie Meßverfahren und die entsprechende Methode. Ist eine persönliche Schutzausrü­
stung erforderlich, so ist die Art der Ausrüstung anzugeben, die einen angemessenen Schutz gewährlei­
stet :

— Atemschutz :

Bei gefährlichen Gasen, Dämpfen oder Staub ist auf die geeignete Schutzausrüstung, wie beispiels­
weise umluftunabhängige Atemschutzgeräte, geeignete Masken und Filter hinzuweisen .

— Handschutz :

Anzugeben ist die Art der bei der Handhabung des Stoffes oder der Zubereitung erforderlichen
Schutzhandschuhe. Falls erforderlich, sind zusätzliche Hand- und Hautschutzmaßnahmen anzu­
geben .

— Augenschutz :

Anzugeben ist die Art des erforderlichen Augenschutzes, wie zum Beispiel Sicherheitsglas, Schutz­
brillen, Gesichtsschild .

— Körperschutz :
Anzugeben sind für den Schutz anderer Hautpartien als der Hände die erforderliche Art und
Qualität der Schutzausrüstung, wie zum Beispiel Vollschutz, Schutzanzug, Schurze, Stiefel .

Falls erforderlich, sind besondere hygienische Maßnahmen anzugeben .

9. Physikalische und chemische Eigenschaften

Dieser Teil umfaßt — soweit anwendbar — die nachfolgenden Angaben zu dem Stoff oder der Zuberei­
tung :

Aussehen : Aggregatzustand (fest, flüssig, gasförmig) und Farbe
des Stoffes oder der Zubereitung im Lieferzustand.

Geruch : Ist ein Geruch wahrnehmbar, so ist dieser kurz zu
beschreiben.

pH- Wert : pH-Wert des Stoffes oder der Zubereitung im
Lieferzustand oder in wäßriger Lösung. Im letzteren
Fall ist die Konzentration anzugeben .

Siedepunkt/Siedebereich :
Schmelzpunkt/Schmelzbereich :
Flammpunkt :
Entzündlichkeit (fest, gasförmig):
Selbstentzündlichkeit :
Explosionsgefahr :
Brandfördernde Eigenschaften :
Dampfdruck :
Relative Dichte :
Löslichkeit : — Wasserlöslichkeit

— Fettlöslichkeit (Lösungsmittel
angeben) :

Verteilungskoeffizient : n-Oktanol/Wasser :

Entsprechend der Richtlinie 67/548/EWG

Sonstige Angaben : Anzugeben sind sicherheitsrelevante Parameter wie
Dampfdichte, Mischbarkeit, Verdampfungsge­
schwindigkeit, Leitfähigkeit, Viskosität usw.

Die vorgenannten Eigenschaften werden nach den Bestimmungen in Teil A des Anhangs V der Richt­
linie 67/548/EWG oder nach jeder anderen vergleichbaren Methode bestimmt.
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10 . Stabilität und Reaktivität

Anzugeben sind die Stabilität des Stoffes oder der Zubereitung sowie eventuelle gefährliche Reaktionen
unter bestimmten Bedingungen.
Zu vermeidende Bedingungen :
Anzugeben sind Bedingungen wie Temperatur, Druck, Licht, Erschütterung usw., die zu einer gefähr­
lichen Reaktion führen können . Wenn möglich, ist die Reaktion kurz zu beschreiben.
Zu vermeidende Stoffe :
Anzugeben sind Stoffe wie Wasser, Luft, Säuren, Basen, Oxidationsmittel oder jeder andere Stoff, der zu
einer gefährlichen Reaktion führen kann . Wenn möglich, sind die Reaktionen kurz zu beschreiben .
Gefährliche Zersetzungsprodukte :
Anzugeben sind gefährliche Stoffe, die bei der Zersetzung eines Stoffes in kritischen Mengen entstehen
können .

NB : Insbesondere sind anzugeben :
— die Notwendigkeit von Stabilisatoren und ihr Vorhandensein,
— die Möglichkeit einer gefährlichen exothermen Reaktion,
— Auswirkungen einer Änderung des Aggregatzustands des Stoffes oder der Zubereitung auf die
Sicherheit,

— gegebenenfalls gefährliche Zersetzungsprodukte bei Kontakt mit Wasser,
— mögliche Zersetzung zu instabilen Produkten .

11 . Angaben zur Toxikologie

Dieser Abschnitt umfaßt die kurze, aber vollständige und verständliche Beschreibung der verschiedenen
toxikologischen Auswirkungen (auf die Gesundheit), die sich beim Kontakt mit dem Stoff oder der
Zubereitung für den Verwender ergeben können.
Anzugeben sind schädliche Auswirkungen durch Exposition gegenüber dem Stoff oder der Zubereitung,
wobei von Erfahrungen aus der Praxis oder/und den Ergebnissen wissenschaftlicher Versuche auszu­
gehen ist. Die Wirkungen sind entsprechend den physikalischen, chemischen und toxikologischen
Eigenschaften nach Expositionswegen (Einatmen, Verschlucken, Haut- und Augenkontakt) getrennt zu
beschreiben. Dabei sind die . sofort oder verzögert auftretenden Wirkungen sowie die chronischen
Wirkungen nach kurzer oder länger anhaltender Exposition zu berücksichtigen, z. B. Sensibilisierung,
Karzinogenität, Mutagenität, Reproduktionstoxizität einschließlich der Teratogenität und narkotische
Wirkungen.

Unter Berücksichtigung der Angaben in Punkt 2 „Zusammensetzung/Angaben zu Bestandteilen" kann
es erforderlich sein, auf besondere Wirkungen bestimmter Bestandteile einer Zubereitung hinzuweisen .

12. Angaben zur Ökologie

Vorzulegen ist eine Bewertung der möglichen Auswirkungen, des Verhaltens und des Verbleibs des
Stoffes oder der Zubereitung in der Umwelt.
Zu beschreiben sind die wichtigsten Eigenschaften, die sich auf die Umwelt auswirken können, in
Abhängigkeit von der Beschaffenheit und den wahrscheinlichen Verwendungsarten des Stoffes oder der
Zubereitung :
— Mobilität,
— Persistenz und Abbaubarkeit,
— Bioakkumulationspotential,
— aquatische Toxizität und weitere Daten über die Ökotoxizität, z. B. Verhalten in Abwasserbehand­
lungsanlagen.

Anmerkungen

Solange noch keine Kriterien für die Bewertung der Umweltgefährlichkeit von Zubereitungen verfügbar
sind, sollten Informationen zu den obengenannten Eigenschaften für diejenigen Stoffe geliefert werden,
die in einer Zubereitung enthalten und als umweltgefährlich eingestuft sind.

13 . Hinweise zur Entsorgung

Stellt die Entsorgung eines Stoffes oder einer Zubereitung (Restmengen oder Abfälle aus der absehbaren
Verwendung) eine Gefährdung dar, müssen die Rückstände genannt und Hinweise für ihre sichere
Handhabung gegeben werden .

Anzugeben sind die geeigneten Entsorgungsverfahren für den Stoff und die Zubereitung und für verun­
reinigtes Verpackungsmaterial (Verbrennung, Wiederverwertung, Deponie usw.).
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Anmerkungen

Anzugeben sind Gemeinschaftsbestimmungen über die Abfallentsorgung. Sind solche Bestimmungen
noch nicht erlassen, ist es zweckmäßig, den Verwender darauf hinzuweisen, daß nationale oder regionale
Bestimmungen gelten können.

14 . Angaben zum Transport

Anzugeben sind die besonderen Vorsichtsmaßnahmen, die der Verwender bezüglich des Transports
oder der Transportbehälter innerhalb oder außerhalb seines Betriebsgeländes zu kennen oder zu
beachten hat.

Informationen gemäß der UN-Empfehlung und sonstiger internationaler Ubereinkommen über die
Beförderung und die Verpackung gefährlicher Güter können als ergänzende Hinweise geliefert werden.

1 5 . Vorschriften

Die auf dem Etikett gemäß den Richtlinien für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung
gefährlicher Stoffe und Zubereitungen angegebenen Informationen sind anzugeben .

Gelten für Stoffe und Zubereitungen, die in diesem Sicherheitsdatenblatt aufgeführt sind, besondere
Bestimmungen zum Gesundheits- und Umweltschutz (z . B. Verwendungs- und Inverkehrbringungsbe­
schränkungen, Grenzwerte für die Exposition am Arbeitsplatz), dann sollten diese soweit wie möglich
angegeben werden. Die Abnehmer sollten auf die nationalen Gesetze , die diese Bestimmungen
umsetzen, aufmerksam gemacht werden .
Ferner wird empfohlen, den Abnehmer auf dem Datenblatt auf weitere nationale Anforderungen zu
verweisen, die von Bedeutung sein können.

1 6 . Sonstige Angaben

Hier können alle weiteren Informationen gegeben werden, die für die Sicherheit und den Gesundheits­
schutz von Bedeutung sein könnten, wie zum Beispiel :
— Schulungshinweise,
— empfohlene Verwendung und Beschränkungen,
— weitere Informationen (schriftliche Quellen und/oder Kontaktstellen für technische Informationen),
— Quellen der wichtigsten Daten, die zur Erstellung des Merkblatts verwendet wurden.
Falls nicht anderweitig vermerkt, ist ferner das Ausstellungsdatum des Merkblatts anzugeben.
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